
829 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates (V. G.P .). 

Bericht 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (7"88 der Bei-
. lagen): I. Bundesgesetz über die Vor,aus­
setzungen der Einhebung der öffentlichen 
Abgaben (Abgabeneinhebungsgesetz - Abg. 
E. G.); 11. Bundesgesetz über die Einbringung 
und Sicherung der öffentlichen Abgaben 
(Abgabenexekutionsordnung - Abg. E. 0.). 

Die derzeit geltenden Vorschriften über 
die Voraussetzungen der Einbringung der 
öffentlichen Abgaben bedürfen dringend, 
einer Neuregelung. Die im Bereich der 
Bundesabgaben vorläufig weiteranzuwen­
denden . Vorschriften der Abgabenordnung 
verweisen nämlich vielfach auf das bürger­
liche Recht und sind dabei auf das deutsche 
bürgerliche Recht abgestellt, passen daher 
nicht immer auf das a. b. G. B. Die Schaf­
fung klar'er, den Bedürfnissen des öster­
reichischen Rechtslebens angepaßter Vor­
schriften ist daher vordringlich. Im Bereich 
der Landes- und Gemeindeabgaben aber 
sind die Vorschriften über die Einbringung 
der Abgaben uneinheitlich und in verschie­
denen Abgabengesetzen verstreut enthalten. 
Die Vereinheitlichung dieser Vorschriften 
ist dringend' g·eboten. Die Bundesregierung 
hat daher dem Nationalrat, in einer Regie­
rungsvorlage (788 der 'Beilagen) vereint, 
die Entwürfe eines Abgabeneinhebungs­
gesetzes über die Voraussetzungen der Ein­
bringung der Abgaben und einer Abgaben­
exekutionsordnung über das bei der Ein­
bringung einzuhalten,de Verfahren vorge­
legt. Die Neuregelung"soll für die Abgaben 
des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
gelten, bedeutet daher einen wichtigen 
Schritt in der Vereinheitlichung der Ver­
waltungsvorschriften. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat 
die BeHttung über die bei den Gesetz­
entwürfe am 16. März 1949 durchgeführt, 
nachdem sich vorher sein ständiger 
Unterausschuß in zwei Sitzungen am 2. und 
9. März 1949 mit den Entwürfen befaßt und 
eine Reihe von Abänderungsvorschlägen 
ausgearbeitet hatte. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat 
beschlossen, dem Nationalrat die Annahme 
der beidenGesetzentwürfe mit foIgenden 
Änderungen vorzuschlagen: 

I. Abgabeneinhebungsgesetz. 

1. In § 2, letzter Satz, wird zwischen die 
Worte "sind" und "der Säumniszuschlag" 
eingeschaltet: "die Stundungszinsen" . 
Diese Einschaltung ist durch einen Zusatz 
in § 8, Abs. n), notwendig geworden. 

2. In § 6, Z. 1, entfallen die Worte "so­
weit eine solche' nach den einschlägigen 
Vorschriften zugelassen ist". Diese Strei­
chung gestattet keinen Rückschluß auf die 
Frage, ob und unter welchen Vor:aus­
setzungen Barzahlungen von Abgaben zu,.. 
lässig sind. Die hierüber bestehenden ein­
schränkenden Vorschriften werden .durch 
das· Abgabeneinhebungsgesetz nicht be­
rührt, da dieses nur regelt, wann bei den 
einzelnen Entrichtungsformendie Ent­
richtung als vollzogen gilt. 

3. § 7, Abs. (1), erhält die aus dem an­
geschlossenen Gesetzestext ersichtliche 
Fassung. Die Regierungsvorlage hatte eine 
Reihenfolge der Verrechnung von Zahlun­
gen des Abgabenschuldners zwingend vor­
geschrieben, die auch bei einer abweichen­
den Weisung des Zahlers über die Ver­
wendung seiner Zahlung zu berücksich­
tigen gewesen - wäre. Der Finanz- und 
Budgetausschuß hielt es für notwendig, 
in erster Linie die Weisung des Zahlers,l 
für maßgebend zu erklären und anzuord­
nen, daß eine bestimmte Reihenfolge in ?er 
Verwendung der Zahlung nur dann elU­
treten soll, wenn die Befolgung der Wei­
sung nicht möglich ist oder wenn eine 
Weisung überhaupt nicht erteilt worden 
ist. Wenn von der Weisung infolge Unmög­
lichkeit ihrer Befolgung abgewichen wer­
den muß, soll der Zahler von der Art der 
Vrerrechnung verständigt werden. 

4. § 8, Abs. (1), wird folgendermaßen 
ergänzt: 

a) Nach dem Satz " ... nicht gefähr­
det wird", wird eingeschaltet: "Die· 
Zahlungserleichterung kann ,von Be­
dingungen, insbesondere der Lei­
stung einer angemessenen Verzin­
sung der aushaftenden Abgaben­
schuld (höchstens 2 Ofo über der 
'jeweiligen Rate der Oesterreichischen 
Nationalbank für den Wechsel­
eskompte) abhängig gemacht wer-
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den". Der Finanz- und BUdget-/ 
ausschuß hat es für zweckmäßig er­
achtet, die Gewährung von Zahlungs­
erleichterungen nach dem Ermessen 
der Abgabenbehörde insbesondere 
von der Lflistung von Stundungs­
zinsen abhängig zu machen, deren 
Höchstausmaß bei der heutigen 
Bankrate von 3'5 v. H. 5'5 v. H. be­
trägt. Die Einführung der Möglich­
keit einer Anforderung von Stun­
dungszinsen hat die in Ziffer 1 er­
wähnte Einschaltung der Stundungs­
zinsen in die Aufzählung der Neben­
gebühren der Abgaben notwendig ge­
macht. 

b) Am Schluß des Absatzes wird fol­
gender Satz angefügt: "hiebei ist eine 
Nachfrist von mindestens drei \Verk­
tagen zu setzen". Bei W.idcrruf einer 
Zahlungserleichterung soll dem Ab­
gabenschuldner eine kurz bemessene 
Frist zum Vollzug der durch den 
Widerruf notwendig gewordenen Ab­
gabenzahlung eingeräumt werden. 

5. § 9 wird folgendermaßen geändert: 
a) Abs. (2) erhält einen neuen Wort­

laut, wonach das Gesuch um stun­
dung' längstens eine 'Voche vor 
Eintritt der Fälligkeit eingereich.t 
-sein muß, während di.e Regierungs­
vorlage nur von einer GesuchsteIlung 
vor Eintritt der Fälligkeit ohne 
Setzung einer Frist gesprochen hatte. 
Neu ist ferner, daß bei Abweisung 
eines rechtzeitigen Gesuches eine 
Nachfrist von drei 'Verktagen ein­
geräumt werden muß. 

b) In Abs. (3) hat der Finanz- und 
Budgetausschuß mit Mehrheit be­
schlossen, den Hundertsatz des 
Säumniszuschlages' statt mit 2, mit 
bloß 1 v. H. festzusetzen. Ein ein­
prozentiger Zuschlag als erste Säum­
nisfolge erschien angemessen. Der 
Antrag des Abgeordneten H 0 r n, den 
Zuschlagshundertsatz mit 3 v. H. 
festzusetzen, wurde abgelehnt und 
als Mi n der h e i t s a Tl t I' a g an-
gemeldet. . 

c) Bei Abs. (4) hat sich die Mehrheit 
des Finanz- und Budgetausschusses 
in Zusammenhang mit der von ihr zu 
Abs. (3) beschlossenen Senkung von 
2 auf 1 v. H. dafür entschieden, daß 
eine Erhöhung des Hundertsatzes auf 
zunächst 2 v. H. bei einer mehr als 
dreimonatigen Säumnis eintreten soll. 
Damit wird der Hundertsatz, den die 
Regierungsvorlage als Ausgangs­
punkt vorgeschlagen hatte, erst nach 
drei Monaten Säumnis erreicht wer­
den. Bei mehr als halbjähriger Säum­
nis soll übereinstimmend mit der 
Regierungsvorlage eine Erhöhung 
des Hundertsat.zes auf 4 v. H. ein­
treten. Der Antrag des Abgeordneten 

Hol' n, den Wortlaut der Regie­
rungsvorlage mit der einzigen Ände­
rung anzunehmen, daß der Hundert­
satz des Säumniszuschlages bei mehr 
als halbjähriger Säumnis von 4 auf 
6 v. H. erhöht wird, wurde abgelehnt I 

und als Mi n der h e i t san t rag' , ! 
angemeldet. / 2 

6. § 13 wird folgendermaßen geändert: 
a) Abs. (1) hat mit den Worten zu be­

ginnen: "Vor Ausstellung e'ines 
Rückstandsausweises gemäß § 12 ist 
die AbgabeIlischuldigkeit einzumah­
nen." An den. Schluß des Absatzes 
wird' folgender Satz angefügt: "Ein 
Nachweis der Zustellung ist nicht er­
forderlich." Die Regierungsvorlage 
hatte die Mahnung als Kann­
vorschrift vorgeschlagen, der Finanz­
und Budgetausschuß hielt es für 
notwendig, die Mahnung für alle 
Fälle zwingend vorzuschreiben. Um 
die erhebliche Arbeit zu vermeiden, 
die sich ergeben müßte, wenn in 
jeLem Fall zum Nachweis der erfolg­
ten Mahnung ein Rückscheinbrief 
ausgefertigt werden muß, soll aus­
drücklich bestimmt werden, daß ein 
Nachweis des Vollzuges der Zustel­
lung der Mahnung nicht notwendig 
ist. 

b) In Abs. (3) wird nach den "Torten 
"mindestens jedoch 1 Schilling" an­
gefügt: "und höchstens 200 Schil­
ling". Der Finanz- und Budget­
ausschuß hält es nicht für zweck­
mäßig, die Mahngebühr mit der Höhe 
der Abgabenschuld unbeschränkt an­
steig,en zu lassen, und schlägt daher 
ein Höchstausmaß von 200 S vor. Bei 
dem Mahngebührenhundertsatz von' 
1/2 v. H. ist der Höchstbetrag bei einer 
Einmahnung von 40.000 S erreicht. 
Er gilt auch für alle darüber'hinaus­
gehenden Mahnbeträge. 

c) In Abs. (4) entfällt der erste Satz. 
Die Anordnung der Regierungs­
vorlage, daß der Rückstandsausweis 
im Fall einer Mahnung erst nach 
fruchtlosem Ablauf der Mahnfrist 
ausgestellt werden darf, war auf die 
Bestimmung der Regierungsvorlage 
abgestellt, daß die Abgabenschuld 
eingemahnt werden k a n n, aber nicht 
eingemahnt werden muß. Der 'Satz 
ist nunmehr, da die Mahnung stets 
erforderlich ist, entbehrlich.<, 

7. Zu § 14 wurden mit Mehrheit 'folgende 
Änderungen beschlossen: In Abs. (i) ent­
fallen die Worte ,,(absqlute Uneinbring­
lichkeit)". In Abs. (2) soll der erste Satz 
folgendermaßen lauten: "Abgaben können 
ganz oder zum Teil erlassen, erstattet oder 
angerechnet werden, wenn ihre Einziehung 
nach der Lage des Falles unbillig wäre." 
Der zweite Satz wird gestrichen. Der dritte 
Satz lautet: "Für einen Einzelfall getrof-
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fene Billigkeitsmaßnahmen können bis I 
zum Ablauf der Verjährungsfrist wider­
rufen werden, wenn die Voraussetzungen 
hiezu. nachträglich weggefallen sind oder 
sich als unrichtig erwiesen haben. Für 
Zahlungen, die hiedurch sogleich fällig 
werden, ist eine Nachfrist von mindestens 
drei Werktagen zu gewähren." Diese Ände­
run~en der Regierungsvorlage gehen 
darauf zurück, daß die· Mehrheit des 
Finanz~ und Budgetausschusses die Bei­
behaltung . der derzeit geltenden Vor­
schriften der Abgabenordnung über den 
Erlaß aus Billigkeitsgründen für angezeigt 
hält. 

8. § 16, Abs. (3), wird nach den Worten 
,,'ohne Bescheinigung der Gefahr" einge­
schaltet "und ohne Sicherheitsleistung" . 
Hiedurch werden die Vorschriften über die 
Sicherung von Abgaben im gerichtlichen 
Weg an die Bestimmungen der Exekutions­
ordnung über die Voraussetzungen der 
gerichtlichen Exekution zur Sicherstellung 
angepaßt. 

11. Abgabenexekutionsordnung. 

9. § 5, Abs. (3), hat folgendermaßen zu 
beginnen: "Die Vollstrecker haben sich bei 
der Durchführung der erteilten Aufträge 
durch Aushändigung des Vollstreckungs­
auftrages auszuweisen, sich innerhalb 
...... ". Es wird also, teilweise ab­
weichend von der Regierungsvorlage, die 
Aushändigung des Vollstreckungsauftrages 
an den Abgabenschuldner als Nachweis des 
amtlichen Einschreitens des Vollstreckers 
vorgesehen. 

10. In § 18, Z. 4, wird das Wort "und" 
durch "oder" ersetzt .. Die Änderung be­
zweckt eine klarere Fas'sung der Bestim­
mung. 

11. § 26 wird folgendermaßen geändert: 
a) In Abs. (1) wird das Wort "Kosten" 

durch "Barauslagen" ersetzt. Es wird 
hiedurch die Übereinstimmung mit 
dem Abs. (5) hergestellt, wo der 

Müllner, 
Berkh"Üerstatter. 

3 

Begriff der Barauslagen näher er­
läutert wird. 

bl In Abs. (2)' wird lit. b gestrichen, 
lit. c wird lit. b. Dementsprechend 
hat es am Schluß von Abs. (2) statt 
'"unter abis c" zu heißen "unter a 
und b". In Abs. (3) hat lit. b zu ent­
fallen, lit. c wird lit. b. In Abs. (4) 
hat es statt "Abs. (2), a und c" zu 
lauten: "Abs. (2), a und b". Der 
Finanz- und Budgetausschuß hält die 
Einführung einer vom Ausmaß der 
einzubringenden Abgabenschuld ab­
hängigen "Ediktsgebühr" für die Ver­
steigerungskundmachung, die in der 
Abgabenordnung nicht vorgesehen 
war, um so weniger für angezeigt, als 
im gerichtlichen Vollstreckungsver­
fahren für die Versteieferungskund­
machung derzeit nur' eine geringe 
feste Gebühr vorgesehen und deren 
Abschaffung beabsichtigt ist. 

12. Der in § 37 vorgesehene Verkauf der 
gepfändeten Sachen hat entweder nach den 
Vorschriften des § 38 durch Freihandver­
kauf oder nach den Vorschriften der §§ 39 ff. 
durch öffentliche Versteigerung zU: erfolgen. 
Dies wird hiemit auf Antrag des Abgeord­
neten H 0 n n e r ausdrücklich festgestellt. 

13. In § 55 werden in Ziffer 5 die Worte 
"soferne die Vollstreckung ...... be-
trieben wird" gestrichen, in § 66 wird im 
letzten Satz das Wort "diese" durch "das 
liquidierende Organ" ersetzt. In § 83 wird 
in Abs. (2), Z. 4, der Schlußsatz "Ist dies 
nicht ...... zu verständigen" gestrichen. 
In diesen drei Fällen handelt es sich teils 
um stilistische K.larstellungen, teils um 
Weglassung entbehrlicher Bestimmungen. 

Auf Grund seiner Beratungen stellt nun­
mehr der Finanz- und Budgetausschuß den 
An t rag, der Nationalrat wolle den 
beiden angeschlossenen Gesetz-. 
e n t w ü r f e n die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, am 16. März 1949. 

Bracbmann, 
Obmann. 
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Bundesgesetz vom 1949 
über die Voraussetzungen der Einhebung der 
öffentlichen Abgaben (Abgabeneinhebungs­

gesetz - Abg. E. G.). 
Der Nationalrat hat beschloSsen: 

Allgemeine Grundsätze. 
§ 1. Die Bestimmungen dieseIJ Bunde!>gesebZes 

gelten für ,die Öff·entLichen Ab~aben des Bundes, 
der Länder, rder Stradt Wi,en, der Gemeindever­
bände .und der Gemeinden, ferner, soweit die 
Binhelbung du[Cch. die Bund~.finrai1lizverwlaltung 

erfoLgt, für die Beitr~ge fan öffentliche Fonds 
und .an Körpersch,aften des Öffentlichen Reelltes. 

§ 2. (1) Die in diesem Bundesgesetz für Abgraben 
getroffenen Anordnungen gelten, soweit ~ nicht 
Ahweichm,des lbestimmt, rauch .für Ntfuen,amprüche 

. alller ATt, ~nsbes()fiIdere 
für Abg'a!benerhöhungen, 
für ,den Verspätungszusd1l,ag, 
fÜJr die im Besteuerungsv·erfahren rauHaufenden 

Kos'ten und Gebühren und für ,die ~n dioe:sem 
. Verfahr·en festgesetzten Stl1afen, 

für die ZoUnlachforderungen, für die nach den 
ZoHvOTschriften fÜT entgangene Abg.a:ben z,u zah­
lenden Entschä·dig'ung,en, ,für ·die Zol:stundungs­
Zlinsen und für ,die Ko:>ten und Geibühren des 
Zollv·erfahrens einschÄeßlich ,des ZoHagel1geldes, 

für die im Albg,aibenstroafverfrahren erroannten 
AJbg'aJbenstrrlen e~nschließlich ,der ran dil,e Stelle 
der' Einziclmrug tretenden Geldleistungen uhd für 
di,e KOSiten rund GebÜ'hren des .A:bg1aibenstraf­
verf,a'hren:s sowie 

für die ~Nebengebüh.ren der Abgahen. Neben­
gebühren sind die Stundungszinsen, der Säumnis­
zuschlag, die Mahngebühr, die Gebühren des 
ijnanzbehördlichen Vollstreckungsverfahrens und 
die in diesem Verfahren auflaufenden Baraus-
lagen. . 

(2) Abs. (1) gilt ,auch ifür <lie in § 1 bezeich,neten 
~eiträ.ge. 

§ 3. rDie Aufgaben, die dieses Bundesgesetz bei 
den durch die Bundesdinanzverwaltung einge­
hobenen Abgaben und B·eiträgen den Finanz­
(Zoll)ämtern, den Finanzlrandesdirekuionen 'Und 
dem Bundesminist,erium für rFinanzen überträgt, 
werden im Bereim ,der durch eigene Or,gane der 
Länder, der Stadt Wien, <ler Gemeindeverbände 
und der. Gemein,den eingehobenen AbgaJben von 
den land.esrechtlich he()timmten Behörden und 
ODganen beSorgt. . 

Abgabenschuldner . 

§ 4. (1) Die Vor.schriften über' die, öffentl,ichen 
Abgaben bestimmen, wer zur Entridlturng einer 
Abgabe' verpflidltet ist (Ahgabensmuldner) und 
wer für eine Abgabe neben ·dem Abg,aben!>chuld-
ner haftet. ' 

(2) Für Abgabenschulden einer offenen Handels­
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft haften 
die persönlich haft.endon Gesellschafter' nach ab­
gabenrechtlichen Grundsätzen. 

Fälligkeit der Abgaben. 

§ 5. (1) Die Fäl!Jigkeit ,der Abgaben richtet sich 
nach den Ahgahenvorschriften. Sie tri,tt lan diem Iin 
diesen Vor$ch'ri!ften roalendermäßig bestimmten 
Zahlungs1lag oder an dem Trag ein, den, .der nach 
den Abgabenvorschr.iften erla6JSJene Abgaben­
b~cheid rals Zarblungst,ag bestrimmt. Ges't,undete 
AJb~a!ben werden am Tag ders A!b:,aufet. der 
Stundung'sfrist, Abg,ahen, deren Zan!uu1gin Raten 
bewilligt worden ist, an den für die -Zahlung <ler 
einzelnen Raten be'suimmten T,argen, Abgahe'n-
6tr,afen am T,ag Ides Eifiltr~ttes der Recht6krraft des 
Ahg,abeostra,ferkentntnis:ses, im Unterwe.rfungs­
vedahren am T a'g ,der Genehmigung de)." Straf­
fes'tsetzung Hil11~g. W,if1d eine Abg,abe nach diesen 
'Bestimmun,gen an einem Sonntag oder einem 
gesetzl·ichen F,eierta1g fä!lig, so g,ih als Fälligkeits­
tag ,der nächste Werktag. 

(2) Abgabenvorschriften, die die Fälligkeit 
einer Abgabe abweichend von den Grun~sätzen 
des Abs. (1) regeln, bleiben unberührt. 

Entrichtung der Abgaben. 

§ 6. E:ne Ahgalbe girltals entrimtet 
1. bei Barzahlung am Tag der Zahlung; 
2. bei Einzahlung mit Erlragschein am Tag, 

der sich aus dem Tag.esstempel des Aufgabepost­
'amtes ergibt; 

3. bei Einz,ahlungdurch Postanweisung 
,a) wenn der eingezahlte Betrag der empfangs­

ber,echtigten Kasse bar ausbezahlt wird, am 
Tag der Aru~zahlung, 

b) wenn der eingezahlte Betr,ag auf .das Post­
IScheckkonto der empfangsberechtigten l{,a'ssie 
überwiesen wi1rd, am T';l!g der UberweiS>ung 
durch da:s Abgabepostamt; _ 

4. ,bei überweisUng a·u'fcLas P09t6choeckkonto 
oder ein sonstiges Konto der empfangsberechtigten 

: Kasse am Tag der Gutsmrift; 
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5. bei Einziehung einer' Ahga'be durch Post­
. auftr.ag am Tag der Einlösung; 

6. bei übergarbe von Za:hlungsmvtteln an den 
VoIlstrecker am Tag der übergabe, bei Abnahme 
von Zahlungsmitteln durch den Vollstrecker am 
Tag der Abnahme; 

7. bei Umbuchung oder überrechnung einer 
Oberza:hlung ,auf eine andere Ahg!abe am Tag 
des En.tstehens der UberzaMung. 

§ 7. (1) Weisungen des Abgabenschuldners über 
die Verwendung seiner Zahlungen bei der Ver­
rechnung seiner Steuerschulden sind vom Finanz~ 
amt zu berücksichtigen; wenn dies nicht möglich 
ist, so ist der Einzahler von einer von seiner 
Weisung abweichenden Art der Verrechnung zu 
verständigen. Trifft der Abgabenschuldner keine 
Verfügung oder kann seiner Weisung nicht ent­
sprochen werden, so gelten folgende Bestimmun­
gen: Hat der Abgabenschuldner beim gleichen 
Finanz{Zoll)amt fällige Schuldigkeiten verschie­
dener Art zu entrichten, so sind die Zahlungen 
der Reihe nach auf Abgabenstrafen und 
Kosten und Gebühren des Abgabenstrafver­
f.ahrens, auf Abgabenerhöhungen, auf Zollnach­
forderungen, auf den Verspätungszuschlag, auf die 
Kosten und Gebühr,en des Abgabenverfahrens, 
auf Zollstundungszinsen und auf die Nebenge­
bühren zu verrechnen. Soweit der ein'gezahIte 
B,etr,ag hiedwrch nicht in Anspruch genommen 
W1ird, i~t e.r vorerst ,auf n::cht sich,ergesteHte Ab­
g,aben und, wenn Schuldi,gkeitem ~an 60khen Ab­
gahen nicht be6tehen, auf die 6ichergestellten 
Abgaben zu v,errechnen. Innerhalb der beiden 
Gruppen sind ältere Abgahenschuldigke~ten 
vor den Jungeren ,ahzudecken. Ergibt ~Slich 
nach diesen Regeln keine Reihenfolge für die 
Verrechn'ung einer Zahlung, so ist diese ,auf die 
einzelnen Ahgabenschuldigkeiten v·erhähnis-
mäßig aufzuteilen. ' 

(2) Zahlungen, die unter Bezugnahme ,auf eine 
Mahnung oder im Zug eines Vollstreckungsv,er­
fahrens geleistet werden, sind auf die Abgaben zu 
verrechnen, die Gegeil6tand d,er Mahnung (der 
Vollstreckung) waren. Reicht die Zahlung nicht 
zur Begleichung des ganzen eingemahnten (voll­
streckten) Abgabenbetrages aus, so sind die 
Grundsätze des Abs. (l) über die Reihenfolge der 
Verrechnung sinngemäß anzuwenden. 

(3) >übersteigt eine Zahlung eines Abgaben­
schuldners seine fälligen AbgabenschuI.digkeiten 
beim g1eichenFinanz(Zoll}amt, 90 ist diese Zah­
!'~ng, soweit nicht ei~ne W ei~ung d,e~ Zahknden über 
die Art ihrer V,erwendung vorliegt, zur T.ilgung 
der nächstfälligen, der Höhe nach festgesetzten 
Abgahenschuldigkeit,en unter gleichzeitiger Ver­
st~ndigU'ng des Ahg.ahenschuldners zu verwenden. 

(4) ,stehen fälligen, illrer Höhe nach f,estge­
setzten Abgabenschuldigkeiteneines Abgaben­
schuLdners beim gleichen Finanz(ZoH)amt Gut­
haben ,aus ',a.l1Jdle'ren Abgaben gegeniiber, soO sind 
diese Guthaben zur Til,gung der fälligen Abga!ben-

schuldigkeiten unter gleichzeitiger Verständigung ""­
des Abg,abens,chuLdnerszu verwenden. Das Gleiche 
gilt für die T.ilgu.n.g von Abgabenschuldigkeiten 
eines Abgabenschuldnel's bei einem anderen 
Finanz(Zoll}amt, wenn da6 buchende Finanz(Zoll)­
amt von .der,en Best,and Kenntnis erhält. 

(5) Wird die ß.eha.uptung eines Abg'a!benschuld­
ners, daß eil1Je Zahhmgsverpflichbung erloschen 
~st, vom Finanz(ZöH}amt be~tritten, ,50 hat das 
FinanZ(ZOIll}amt dem Ahgaben:schuldner auf An­
t:ra.g einen sch,!1liftlichen' Besch,ei.d (Abrechnung6-
bescheid) zu ,erteilen. 

Zahlungserleichterungen. 
§ 8. (1) Auf Ansuchen des Abgahenschuldners 

kann ,der Zeitpunkt .der EntriChtung einer Zah­
lung hinau\Sgeschoben (Stundu.ng) oder die Ent­
richtung ;in Rat,en he willigt werden, wenn dilC 
sofoO.1'ti~e oder voIle Zahlung der Abga,he für 
den Abg,abenschuIdner mit erheiblichen Härten 
verbunden wäre und die Einbrlingung ·der Abgtabe 
durch ,den Zahlung6aufschub nicht gefährdet 
wird. Die Zahlungserleichterung kann von Be­
dingungen, insbesondere der Leistung einer an­
gemessenen Verzinsung der aushaftenden Ab­
gabenschuld (hö.chstens 2 Ofo über der jeweiligen 
Rate der Oesterreichischen Nationalbank für den 
W echselescompte) abhängig gemacht werden. 
Eine bewilligte Zahlungserleichterung kann 
widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen 
der Bewilligung nachträglich weggefallen sind 
oder sich als unrichtig erwiesen haben; hiebei ist 
eine Nachfrist von mindestens drei Werktagen 
zu setzen. 

(2) Das Bunde6mini:sterium Ifür Flmanzen be­
stimmt, inwlieweit Zahlungs erleichterungen ge­
mäß Ahs. (l) von den Fi:nanz(Zo:.I)ämtern und 
\Ton den Finanzlandesdirektionen -gewährt und 
widenu,fen werden können. 

Säumniszuschlag. 
§ 9. (1) WUll'de eine Abg,abe nicht rechtzeitig 

emrichtet, so ist mit dem AlbLa.uf des Fälligkeiits­
tages ein Zuschl'ilg (Säumniszuschlag) veIlwirkt. 
Bei Anfor;derung einer Gehührenerhöhung 
wegen nicht rechtzeitlig,Cir Entrichtung einer Ge­
bühr (§ 9 de6 Gebührengesetzes 1946, B. G. BI. 
Nr. 184) i'st der Säumniszu6mLag erst verwirkt, 
wenn die Gebühr einschließlich delI' Erhöhung 
nicht innerhalb der für dlie ZahLung der Gebüh­
renerhöhung festge6etzten Fr!st entrichtet wi,rd. 
Der Sä:umniszusch1ag ist ,in ,diesem F,all von der 
Gehühr ·einschließllich der Erhöhüng zu !berech­
nen. Von Nebengebühren (§.2) und vom Ver­
spätull'gtS:äuschLag (§ 10) ilit ein Säumnis'zuschlag 
nicht einzuheben. 

(2) E:in SäumnisZIuschLag Uso! ferner nicht ein­
zuheben, wenn d:i,e Ahgahen:sch,uldigkei,t .ge­
stund:et oder ihre Entrichtung in Raten lbewil,ligt 
wor·den ist I(§ 8), vornusgesetzt, .daß das Ansuchen 
um Stundung (Ratenbewilligung) mindestens eine 
Woche vor Eintritt der Fälligkeit (§ 5) eingereicht, 
beziehungsweise der Post übergeben worden ist. 
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Wird einem zeitgerecht eingebrachten Stundungs- Vollstreckbarkeit der Abgaben. 
(~aten)gesu~ nicht stattg~geben, so ist eine Nach- ,,' § 11. (1) Aibg,aberu;chuldigkeiten, die nicht 5pä­
fnst von m1O~est~ns dreI Werkt~?en zU

o 
se,tzen, t,~steru; am ,Fälligkeitst,ag (§ ~) be;zahlt werden, 

.,(3), _ D~r Saumiszus~hlag betragt 1 /0 ,de's, smd vollstreckbar, SOWeilt rucht Stundung ge­
nll0t zeltgerecht entrichteten Abgllb~~betr,ages. währt oder die Entrichtung in Raten bewJligt 
Dieser wlId zur Be~'echnu~,? des SaumnJi:szu- worden ist (§ 8). Die Einreichung eines Anr 
s~1ages nach ,unten auf den nachsten ,durch zehn 5uchens um Stundung oder um Bewilligun.g von 
telilbaren Schll~mghetrag abgerun~et, . , ,Raten {§ 8, Abs. (1)] oder um Abschreibung 

(4) Wenn eine A~gaberu,chukLigkelt l1>1ch'~ ?I6 [§ 14, Ahs. (2)] ist für den Ein~i,tt d~r VoOll­
zum Ablauf von dreI Monaten nach dem Falhg- streckbarkeit ohne Bedeutung doch kann die Be­
k~itsta~ bezahlt wird, erh~ht sich das ~usmaß des hörd,e [§§ 8, Albs. (2),,lmd 14, Abs. (Sn dem An­
S~umm~zuschlages auf 2, /0; erfolgt die. Zahlung suchen aufschiebende Wirkung zuerkennen. ' 
mcht biS zum Ablauf emes halben Jahres nach ,. " . 
d F"ll' k ' h"h 'ch dAß (2) Bel gestundeten Abg;abenschu1dlgkelten em a 19 eltstag, so er 0 t 'SI as usma , , 'I k k' 'd '-1 f cl 
d S.. 'chI f 4 0/' 'W b' AbI f tr'Itt die V 01 strec bar e:,t mat em AU' au er es, aummszus ages au 0, I ar el au S d f ' , W' d: n 'ch ' 
d ' I(h lb)'''n ' F . , S d tun ungs nst em. Ir, ehne .nJate m t zelt-, 

er VIerte a Ja ngen nst eme tun ungs- 'ch 'ch ' 'd 'd AbI- f d 
(R )b 'lI' , f - d' 'h"h get,e t entn 'tet, 600 Wir, nut , em '.lJd.U ,es 

aten eWI Igung 10 Kra t, so tntt le Er 0 ung F"ll' k' , d' n d' ch 'ch 
d Z hl f 2 (4) 0/' d' Ab balg eltstages ' leSer .l"ate Ie ganze no nl, t 

es usc ages au 0 e1O, wenn le ga en- b LI Ab b ch 'Id 11 ckb (T ' 
ch Id' k' 'ch' d d S d b 'Ir eza[l te g,a' ens u vo stre ar I erml4n-

s u Ig eIt m t 10 :m, er tun ungs eWI 1- verlust), Bei Wi.derruf ,einer Z,ahlungserleichte-
gung entsprechenden ZeItpunkt bezahlt oder wenn ' [§ 8 Ab (1)] d ' Ab ch 'IL g 

, R 'ch f" ch b . d D' l'ung " S. I 0. er ,e1O.er ,s relDun 
e1Oe.. ate m t nstgere, t ,a g~stattet wir. ..Ie [§ 14, A:bs. (2)] tritt die Vo1lstreck:barkcit 3m 
Erhohung des Zuschlages 1st JeweIls von der gemaß T d W'd f ' 
Abs. (3) a'bger,und~t,en Abgaberu;chu1digkcit zu ag es 'Lerru es ,em. 

b.er~,chnen, d1e m ,dem für ':den Eint.rit,t ,der Er- Rückstandsausweis. 
höhung, maßgebenden Zeitpunkt unberichügt 
alleha:ftet. " § 12. (1) Als Grundl><lJge für die Einbringung 

(5) Der SäJumniJszuschlag wird Q,n dem Tag [Exekutions titel gemäß § 4 des Bundesgesetzes 
fälLig, an dem ~ g~iffiäßden Abs. (1), (2) und (4) VOm 1949, B, G. BI. Nr. , 
verwirkt worden ist. üher ,die Einhri1rugurug und Sicherung der äffent-

(6) Dao Bunde>~inllisteri'um für Finanzen :kann lichen Abg,aben '(Ahg:l!henexe:kutionsordnung -
gestatten, daß VOn ,de,r Einhebung ei'nes Säumni,s- Ab:g.' E, 0,)] ist über die vollstreckbar g,ewor,denen 
zm>chl:ages hei .ger.Lngfügig,en Abgabenschuldig- Abg,ahenschu:digke1ten ein Rück(,tandsausweis aus­
keiten ,und inden Fäl1en abgeSlehen Wl~rd, in denen zuferügen, ,der Namen und Anschr:iJft des Ab­
die Säumni6 entschuldbar erscheint. D:l!s Bundes- gabenschu:dners" den Betrag der Abgaben­
ministerium f.ür F:inanzen kann ferner bestimmen, schuld, zerglieden nach Abg,abengattungen und 
daß ,d[e Einh~hu.ng eines SäJumnis,Z}usch:a,ges w nach Jahren, bei Abg,aberus~ra.f,en ,die Höhe dler 
umerhlleiben hat, wenn ~der Abg,abenschu:dner Straf'e, ,die Nebengebühren (§ 2) und den Ver­
nur ,aulsnahmsweiM: säumig ~st und die Zah!ung me~kzu' enrha:ten hat, daß die A:bgabenschuld 
spätestens am fünften T,ag nach d.em FämgkeiUi- (Abgabenstrafe) vol!stredtbar 'gewol'den ist (Voll-

, t<l;g gdeistlet wird, streckharkeit~kl,ausel, § 11), 
(7) B,ei den von den F~nanzämtern eingehobenen (2) Das Bundesministerium für Finanzen kann 

Abgaben ,der Länder, ,der, Stadt W~en, der Ge- Anordnungen über die Abrundung der in die 
meiJndev~lbände und der Gemeinden u.nd bei den Rückstandsausweise aufzunehmenden Abgabenbe­
von d,en Fina;nzämtern eingehobenen Bleiträgen träge erlassen und gestatten, daß bei gering­
an öffentliche Fonds und an Körpe~cha.f.ten de6 fügigen Abgabenbeträgen von der Ausstellung 
öffentlichen Rechtes ist der Säumnisz'uschlag eine elllesRückstandsausweises abgesehen wird., 
Einnahme des Bundes. 

Verspätungszuschlag. 

§ 10. (1) Abgalbepflicht1gen, die dve Frist zur Ein­
reichung einer Abg,abenerklärung nicht wahren, 
kann ,das :Fi·nanzamt einen ZU/;ch.kg his zu, 
10% der fe~tg,es,etzten Ab.g,abe auferlegen. 
Da:s Finanzamt hat ,d[e Anforderung d,es 
ZuschLages zu unterlassen oder zurückzunehmen, 
wenn die Ver"pätung erutschuMbar ers,cheint. 

(2) 1st m:l!ch den Ahgatbenvorschriften zugle,ich 
mit die'r Einreichung einer Ahg,aibene.rklärung di>e 
Ahgalbe zu entrichten, so hindert die bei nicht 
zeitgenechter Zahlung eilIltr~tende Verwi'l'kung 
des Säumnis'zus,chlag,C5 (§ 9) nichtd~,e Anforde­
rung eines Ver6pällUJIl'l?ßz'U,chLa:ges g,emäß Ahs. (1), 

Mahnung. 

§ 13. (1) Vor Ausstellung eines Rückstandsaus­
weises gemäß § 12 ist 4ie Abgabenschtildigkeit 
einzumahnen. Die Mahnung ist durch das 
Finanzamt in der Reg'e,l im Postw:eg ZIU bewirken. 
Wenn dadurch Kosten erspart werden oder Zu-' 
stellungsschwierigkeiten begegnet wird, kann die 
Mahnung durch Boten erfolgen. Sie wird durch 
Zustel:ung (Aushändigung) eines Mahnschreibens 
(Mahnerlagscheines) vollzogen, in dem der Abga­
benschuldner aufgefordert wird, die Abgaben­
schuld samt Nebengebühren (§ 2) binnen zwei 
Wochen, . VOn der Zustellung an gerechnet, zu 
bezahlen (Mahnklausel). Ein Nachweis der Zu­
stellung ist nicht erforderlich, 
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(2) Bei A!bgJabenschu'ldigkeiten, ,die durch Post­
a.uftr.ag 'etÜngezogen werden I(§ 6, Z. 5), gilt der 
Pos1lauftr,ag aLs Mahnu11!g. 

'(3) Für die Mahnung [Aibs. (1) und (2)] i~t 
eine Mahnge!bÜ'hr ~u entrichten. Sie beurä.gr bei 
einlem eingema:hnten Abg,albenbetrag (ohne Neben­
g'ebühren) b~s 'l;U 100 Schilling einschließlich 1 %, 
von dem Mehr,bet'rag 1/2 %, mindestens jedoch 
1 Schilling und höchstens 200 Schilling. 
Die Mahngebühr ist nach unten auf einen 
durch 10 teilbaren Groschenbetrag abzurunden. 
Sie wird' im Fall des Abs. (1) mit der 
Zustellung (Aushändigung) des Mahnschreibens, 
bei Postversand ohne Zustellnachweis am dritten 
Tag nach der Aufgabe zur Post, im Fall des 
Abs. (2) mit der ,Vorweis~ng des Postauftrages 
fällig. 

(4) Die MaJhngebühr ist in den Rückt>tands-
au:sweis :am.fzunehmen. 

Ab~chreibung der Abgaben; Aussetzung der Ein­
bringung. 

daß Ei'nlbringun~maßnahmen zu einem ErfoLg 
führen wer,den, oder wenn angenommen werden 
kann, daß die Kosten der EinbringuUJg in ange­
mless.enem V;eihältmJiis zu ,dem ein:zubringenden I 
ß.etrag "tehen werden. 

(5) Das Bundesminist,erium für FinanZen trofft 
die näheren Anordnungen Zur Durchführung der 
Abs. (1) Ibis (4). Soweit es sich hiebei um di,e 
Er1assung allgemeiner R:icht'liIlJien über die Vor­
aU61Setzuncgen leiner Abschreihung 'gemäß AbIS. (2) 
ha,IlJdert, die sich lauch auf von die,r Bundesnnanz­
verw,ahung eilligehobeneAbg.acben der Länder, 
der Sudt W!ien, der Gemeindeverbän.de und der 
Gemeinden beziehen, list vorerst ,die SteUungna:hme 
der' Lande6,regierungen einzuhoIen. Die hei Wirk­
samke~tshegi,nn .dieses Bundesgesetzes !in Geltung 
st,ehen.dmal1gem.einen Ri,chtliniJen über die Vor- : 
aussetzungen einer Abschreihung gemäß AJb6. (2) 
ble~ben bi,s zu ~ine'r Änderung im Silnn der vor- , 
stlehenden Vonschrifteh in Geltung. 

(6) :Die Ahschreibung lbereius entrichteter 
A!bgabenbe,trä~ aus' BillLgkeitsgründen [Ach;. (2n 
ist dem BundesmiDlistenum !für FLn,anzen vor­
behah,en. 

Verjährung fälliger Abgaben. ' 

§ 14. (1) Abg,alben !können von Amts wegen 
a:bgeschrieben werden, wenn alle Möglichkeiten 
der Einhring,ung erfolg,los versucht wor,den sind 
u.nd keine AUßsicht besteht, ,daß die Einbl1ingung 
in ,einem späteren Zeitpunkt Zu einem E,rfolg § 15. (1) DM Recht, eine fällige Abgabe einzu-
führen wird. ' fordern, verjährt binnen sechs Jahren nach Ablauf 

(2) Abgaben können ganz oder zum Teil erlassen, des Kalenderjahres, in welchem die Abgabe fällig 
erstattet oder angerechnet werden, wenn ihre geworden ist (§ 5)/ 
Einziehung nach der Lage des Falles unbillig (2) D:e Verjährung fälliger Abgia.hen wird durch 
wäre. Fü.t; einen Einzelfall getroffene Billigkeits- jede zur Geltendmad1'Ung des Anspruches gegen 
maßnahmen können bis zum Ablauf der Ver- den Ahg,abenschu,ldner ge!'l~chtete Handlung, wie 
jährungsfrist widerrufen werden, wenn die Vor- durch Zustdlung einer Mahnung [§ 13, Abs. (1) 
aussetzungen hiezu nachträglich weggefallen sind und (2)], d'Urch Ei,nleiwng von Vollstreckungs­
oder sich als unrichtig erwiesen haben. Für Zah- maßnahmen oder durch ß.ewiHigulljg einer Zah­
lungen, die hiedurch sogleich fällig werden, ist Iungs:frist [Stunldung, RJ<l!tenbewüHiJgung, § 8, 
eine Nachfrist von mindestens drei Werktagen Abs. (1)] untel1b.rochen. 
zu gewähren. . {3) Nach AbIauf des Kalenderjahres, in welchem 

(3) Die Einhringung ei.ner Abg,a:be kann von die letzte Mahnung zugestellt, der letzte Voll­
Amts wegen ausgesetzt werden, wenn Einbrin- streckungs schritt vollzogen oder die letzte Zah­
gungsmaßnahinener,folglos vensucht worden sind lungsfrist abgelaufen .ist, beginnt eine neue Ver-
oder wegen Aussichtslosigkeit zunächst unter- jähr,ungsfrist zu laufen. ' 
lassen werden, aber .die Möglichkeit besteht, daß (4) Werun fä'l.Iige Ahgaben durch Handpfand giC­

sie in einem späteren Zeitpunkt zu einem Erfolg sich,ert sind, findet § 1483 a. b. G. B. Amwendung. 
führen werden. Die Einlbringung ei:n~r Ab~abe Sind sie dul'ch bücherliche Eintragung gesichert, 
kann von Amu. wegen auch ,a:usgeSletzt wer,den, I so kann inner'halb 30 Jahren na,ch el1folgter Ein-

, wen~. di~ Kosten '~r Ei~hrtingu,ng ,außeraHem tra.gung gegen die Gdten~a~ung~'S dadurch 
Ve.rhahms zu dem emzuhnngenden Betr,ag stlehen. erworbenen PJfandrechtes dIe sei'ther eIngetretene 

(4) Der An,spruch de'r Qibg,abenberecht~g'ten Kör-, Verjälhrul1'g) der Abg,a1be nicht geltend gemacht 
perschaft aus abgeschriebenen Abgabenbeträgen 'werden. 
[Acbs. (1) und (2)] erLischt mit dem Vollzug der , (5) Dioe Be6't~mmung des § 1456a. b, G. B., nach 
A:bschreilbung .. Wir1d ein!e A!bsc4r~bung wider- der Schuldigkeit,cn ,aus Hoheitsr,echten (Reg.alien) 
rufen, so leht ,deralbgeschniebene Abg,aJbenan- nicht verjähren können, bleibt uIJIberührt. 
s'pruch m~t dem T,a'g des W~derruf<ls wieder auf, 
Der Ampnuch aus einer Ahg,a;be, deren Ein­
bringung ,a'u6gelSetzt worden ist [AbIS. (3)], 
erlischt ercSt mit dem .Alblauf ,der Verjähr.1lings­
fr·ist [§ 15, Abs. (1)]. Bis da;hin ,ist die Voll­
streckung wiede'raufzunehmen w,enn wegen 
einer Bes6erung ,der wi,rtsch,aftlichen Verhäl1:n,i:sse 
beim AlbgJabenschu,ldIJIer ,die Mögl;ichkeit besteht, 

Sicherung der Abgaben. 

§ 16. (1) Das Finanzamt kann,so'bald der T,a~­
hest,and venwir'klicht ,ist, ,an den ,die Aibgabenrvor­
schriften die Verpflichtung,zur Entrichtung einer 
Ahg,abe kl1'üpfen, noch bevor die Acbg,abenschuld 
dem Ausmaß nach ,feststeht und vollstreckbar 
geworden ist {§ 11), einen Sichersiellungsauftrai;; 
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erlassen, um ,einer GefährdlUng oder wesen~lichen 
Erschwerung der Einbringung' der Ahg'<llbe 
:w Ibeg,egnen. Das Gle[che gilt sinngemäß 
nach -Einleitung eines AbgaJbenstIarrverf.ahrens 
für ,die Sicherstellung ,des 'Voraussichtlichen Aus­
maßes oor ZJU v,erhängen,denGe1dst1"afe. Der 
SichersteIlung6schu:dner kann ,durch 'Erl,ag einIes 

~ vom Finanzamt zu bestimmen,den Betra'ges die 
Aufhebung der S.ichel'\Ste~,lun~sanordnung und der 
zur Vollziehung der Siche,rung v.orgen.ommenen 
Maßnahmen erwirken. 

(2) Der Sichersnellung:sauftmg [Ahs. (1)] ,hM 
Namen ,u.nd Anschrift des Abg<llbenschuldners und 
die v.oroau6sichtIiche Höhe der A:b~aJbenschu:d {Ab­
g'abenstrafe) anzugeben. Er hM f,erner ,die Gründe 
anzuführen, au.s denen !Sich die Gdähroong .oder 
Erschwerung der BinbQ"ingung der Abgabe (Ab­
gabens,troafeJ ergibt, und den: Vermerk Zu ent­
ha:ten, ,d,aß die Sicherstellung sofort in V.ollzu.g 
gesetzt werden roann. Der Sicherstd:un~<llUf~rag 
hat sdJließ:ich ,den Betr:lig zu best iminen, ,durch 
dessen Hinterlegung ,der Sichers~aungs~chuldner 
di'e Aufhebung der Sicherstellungs,anordnung und 
der zu ihr,er Vollziehung vorgenommenen Maß-

,nahmen erwirken kann. Gegen ,den Sicherste:­
l,un@s<lluhr<llg ist das Rechtsmittel ,der Beschwerd,e 
gegeben (§ 17). 

(3) AU'f Grund eines Sicherstellungs'au,ftroages 
[Abs. (1)] hat das Gericht auf Antrag des Finanz­
amtes ohne Bescheinigung der Gefahr und ohne 
Sicherheitsleistung -die Exekution zur Sicherstel­
lung des Abgabenbetrages (Abgabenstrafbetrages) 
bis zu dessen Vollstreckbarkeit zu bewilligen. Die 
Zustellung des Sicherstellungsauftrages kann zu­
sammen mit der Verständigung von der gericht­
lichen Exekutionsbewilligung erfolgen. 

~echtsmittel. 

§ 17. Für Rechtsmittel gegen die auf Grund 
dieses Bundesgesetzes ergehenden Bescheide und 
Verfügungen und für die Berechnung der in 
diesem Bundesgesetz geregelten Fristen gelten die 
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 9. Februar 
1949, B. G. BI. Nr. 60, über das Rechtsmittel­
verfahren in Abg~bensachen (Abgabenrechtsmittel­
gesetz - Abg,R.G.). 

. Übergangs- und Schlußbestimmungen. 

§ 18. Die Verjährungsfrist des § 15, Abs. (1), 
findet auch auf die Einforderung der Abgabenbe­
träge Anwendung, die VOr Wirksamkeitsbeginn 
dieses Bundesgesetzes fällig geworden sind und 
bei denen die Verjährungsfrist nach den bisherigen 
Bestimmungen im Zeitpunkt des Wirksamkeits­
beginnes dieses Bundesgesetzes noch nicht ab­
gelaufen war. 

§. 19. (1) Die Bestimmungen liber Zollstundung 
[§ 91 ~d'es durch das Z.o:Iüherleitungsges,etz vom 
18. Juni 1946, ß. G. BI. Nr. 127, wieder in Kraft 
gesetzten Zo1lgesetzes vom 13. Juni 1920, 

, St. G. BI. Nr. 250] und die B,e:>timmungen über 

9 

den Zollerlaß ,aus Bi:1l~gkeitsgründen (§ 95 des 
Zo!Iges,etzes.) ble6ben unberührt. 

(2) Die §§ 90, Abs. (1), "Und 93, Ab6. (4), des 
Zol~gesetzes wer;den, a ufgehohen .. 

(3) B~6timmungen,Iliach ,denen Ibei nicht zeit­
gerech,rer Entrichtu,ng von Beiträgen an öffent­
hche Fonds Verzu,gsziIlJSen zu emrichten sind, 
werden .1,ufgeUiolben. 

§ 20. Mit dem Wirks'amkeitsbeginn dleses 
ßundesg'e~etzes werden oau'tgehoben 

1. ,die nach dem 13. Märx 1938 eingeführten 
reichsrechthchen Vorschnttten über dle Elllhe­
bung 'und Verjährung ,der Abg,aben; insibesonderc 

,a) ,ci;Joe §§ 99, 122 ,bis 130 -und 168, Abis. (2), 
der A:bgoabenordnung v.om 2~. Mai 1931, 
Deutschoes K.. G. 13,Ll S. 161; 

ob) § 131 der Abgahenordnung, soweit er sicl:t 
,a.uf ,die Einbrungung ~älliger AJbgaben_ .be­
zieht; 

c) dle §§ 143 bis 149 ,der Abg,aben.orclnung, 
soweIt sie die Verjährung de.s Rechtes z.ur 
EinforderUlThg fälliger Ab&ahenbeträge 
regeln; " 

d) das Steuensäumnisgesetz vom 24. Dezember 
1934, Deutsches R. G. BI. I S. 1271; 

e) § 20 ,des, Steuera.npassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934, Deut.sches R. G. Si. I 
S.925; 

f) § 20 der Steuervereinfachungsyeror,dnung 
vom 14. Septem'ber 1944, Deutsches R. G. 
BI. I S. 202; . 

g) die Stundungsor,dnung VOm 29. Jänner 
1923, DeutlSches R. G. BI. I S. 75,in der 
durch die Verordnungen VOm 17. August, 
26. September und 21. Dez.ember 1923, 
Deutsches R. G. BI. I S. 811, 917 und 1238, 
geänderten F'<llssung, soweit sie nicht he­
reits .für den Bereich der Zölle durch das 
ZoHüherleitungsgesetz vom 18. Junl 1946, 
B. G~ BI. Nr.' 127, ,aufgdlOben worden ist; 

2. die landesrechtlichen Vorschriften, die bei 
den durch e~g'ene Org,ane der Länder, der Stadt 
Wi,en, der Gemeindeverbände und der Gemelin­
den e,ingehobenen A'bg,aben dieser Körpersch,aften 
die VODaus's,e'tzungen für .dCa."en Einhebung und die 
Verjährrun'g ,des Rechtes .zur ELll'fonde.rung fäJig'er 
Albg.a!ben regeLn . 

§ 21. (1) Der Zeitpunkt ,dies Inkllafttretens der 
§§ 1 bis 20 dieses Bundesgesetzes wird durch 
Verordnung ,de,s, Bun,desmini'st,eri,ums für Finanzen 
bestimmt. 

(2) Die Durchführun~svorschriften können von 
dem d,er Kundmachung ,diesifIS Bundesgesetzes 
folg;enden T,ag an erlassen werden; sie treten 
frühest,enlS in dem gemäß Abs. (1) durch Verord­
nung zu bestimmenden Zeitpunkt Nt Kraft. 

, § 22. Mit ,ci-er VoIlziehung dieses Bunoosgesetzes 
ist das ,Bundesminis·terium für Finanzen im Ein­
vernehmen mit ,den Sundesminist.erien fÜll" 

Inneres und ,für Justiz hetr,aut.', 
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11. 

Bundesgesetz vom 1949 Dur ch f ü h r u TI g der Voll s t r e c ku n g. 

über die Einbringung und Sicherung der § 5. (1) VoIhtreckung'sbehörde erster In'.5tanz i5t 
öffentlichen Abgaben. (Abgabenexekutions- da.s FimJa.nzamt. Ortlich zust::undig ist in der Regel ., 

ordnung - Abg. E. 0.) da's Amt, ,dem die Binhebung der Abg,aibe oIb11cgt, 

Der Natiorualmt h.at !beschlossen: 

I. HAUPTSTüCK. 

es kann jedoch das Amt, crn dessen Amtshereich 
die Vollstreckun,gshan.dlull!g vorzunlehmen ast, 
um ,deren Durchführung ersuchen. ZöHe sind auf 
Ersuchen der Zol!.dieruststellen durch das 

Allgemeine Grundsätze. nach ,dem Wohnsitz ,des' Ahgaberuschuld~ers zu-
§ 1. DieB'escimmunlgen di,eses .sundesges<et:zes ständige Finanzamt einzubringen. Vollstreckungs. 

gelten für die Einlbrurugun<7 ,der öff.erutlichen Ab·' behörde zweiter Instanz ist die dem vollstrecken­
gaiben und- Beiträgie ,im S1n~n der §§ 1 Ul1!d! 2 ,des den Finanzamt übergeordnete Finanzlandesdirek-
Bundesge:s,etzes vom 1949, B. G. BI. tion. 
Nr. , üher die VOI1ausS'etzungen der Bin- (2) Das ,f,i:l1JJnZiamt hat dliJe Vo1'lstreckung von 
hebung der öff,emlichen Abg,aiben {Abgahenein- Amts wegen ei:nzuleiten und dlUrchzll'fühl'en; 
hebu:ngiSgesctil. - Abg.E.G.). .es bedient slich hiebei der VollstU:ecker. 

§ 2. Die AbgJa.bm ,dies BUIlIMS, ,die oorch die 
Bundcs,unanzv,erw,altlfrug eingd1'OIbenen Abg,aben 
d:er Länder, der Süa;dt Wien, der Gemdi,ndever· 
bände urud der Geme,inden sowie dj'e durch die 
Bundesunanzverw,altuIlJIg ,eing,ehobenen [ß,eiträg'e 
an öffent'1iche Fonds und an Körpersch,aften des 
öffentlichen Rechtes werden im unan~be'hör,d­
lichen oder :im ,gerichttichen Vdllstreckun:gs­
ve:rfahren e:ingebr.acht. 

§ 3. (1) Eine Vollstreckung auf bewegliche kör­
perl~che S,achen, auf gr'llndlbücherlich nicht siicher­
g'csteHte Ge1dfol'derungen und . ,auf Ansprüche 
auf Hera'llS~abe und Leistul1Jg 'bewegliche:r kö'r­
p,er1icher Samen bntn .im oolamz.hehö:Dd,llichen 
odel' im 'ger:iochtli,chent Voll~ltreck'ungsverfahpen 
durchg!eführt weficLen. 

(2) iß.eti ,allen Ü'brigen Vollstrecku.n.gsarten ist 
nur ein .gerichdiches _ Vollstreckungsv.erfahren 
zulässi,g. Die Führung eines solchen Vet:fahrens 
schließt .die :g1e,ichzeiiti.ge Führ.ung eines uflJanz­
be4ördl&cheflJ odler :ger1chtJichCill Volls:treckungs· 
verfahret1is g.emäß Abs. (1) mch<t lauS. Das Offen­
barunIg6,eidrv,eda,hr.en obliegt nrurden Gerich,ten. 

II. HAUPTSTüCK. 

(3) Die VdHstreck,er haben s,jch beüDu'rchführung 
der erteilten Aufträge durch Aushändigung des 
Vollstreckungsauftrages auszuweisen, sich inner­
halb des ihnen durch das Gesetz zugewiesenen 
Wirkungskreises zu halten und die im einzelnen 
Fall vom Finanzamt gegebenen besonderen 
Weisungen genau zu beobachten. 

(4) Die Vollstrecker sind berechtigt, die durch 
die VoHstreck'ung zu erz.wingeiliden Zahlungen 
und sonstigen ,Leistungen in Empfang zu nehmen 
und über das Empfangene zu' quittieren. 

\ 

§ 6. (1) Der VoH~trecker ist befugt, soweit es 
der Zweck ,der VoUstr'eckll'ng e'l1heischt, die Woh­
ll'lllligdes Abg,aiberuschuIdners, ,de6,sen iß.ehältnisse 
und, wenn nötig, mit entspil',echender Schonung 
der Person,se1hst die von ,ihm getmgenen Klei· 
der zu durchsuchen. VernchIossene Haus- und 
Zimmertüren und ve.r:schlossene BehältnilS6e darf 
er zum Zwecke der V oHstreckung eröffnen las· 
sen. ,Ealls Jedoch wed,er ,der Abg,a:benschuldnell' 
noch eine :zu s·eU'ner ,F'amilie g,ehörig,e oder eine 
von iihm :zu,r Obsol'g,ebesüellte c!'W,achseflJe Per· 
son ,anwes·en!d' ,wäre, sind ,den vore!'Wähnten Vol!. 
str,eckung.sha:ndlungen:zmel vertr:aueruswürdi'ge, 
großjähnig,e ,Pe,rsonen ills Zeugen hetz1.llZi,ehen. 

Finanzbehördliches Vollstreckungs-
Sicherutigsverfahren. 

und '(2) Der Vollstf1eck'er kann <behufs Bese~t,jgung 

I. TEIL. 

Vollstreckung. 

I. Abschnitt. 

eines ihm enogegengesetzten Widersoande5 die 
Unterstützung der Org,ane des öffentlichen 
Sicherhe1tsd~en:stes unmittelhar ,in Al1JSpruch neh· 
men. 

Allgemeine Bestimmungen. § 7. (1) Soweiterfof1derlich, können im finanz· 
behördlichen Volbtreckungsverfa:hren mehrere 

Ex e k u ti 0 n s t,i te 1. der in § '3, Albs. (1), genannt,en Vdllstr,eckiUngs-
§ 4. Als Ex-ekut:ionst-itel für die Vollstreckung arten gl<lichzcicig ,a·ngewei1!det werden. 

von Ahg.ahenan:sprüchem kommen die über Ah- (2) Die Vo'llstr.eckun.g .darf nicht" 1n weite·rem 
glaJhe:n auslge5teUten Rücks·tla.n&a<Us'wiOiiS'e ~n Be-I Umfange vollzogen werden, aIs es zur Verwirk-
tracht. . lichung des Anspruches notwendig. ist. 
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(3i Auf die bis zur Befriedigung voraussichtlich 
noch et"WIachseniden KOl'iten ist Bedacht ~u neh­
men. 

(4) Die VerfWg-ungen des Vollstreckungsver­
f,ahrens können, sofern I~eses Bundesgesetz 
nichts ,andere,s bestimmt, schon vOir Ab1auf der 
Rechtsmittdfrist (§ 22) :in Vollzug g.esetZit wer­
den. 

§ 8. (1) Die ges-etz11chen Vorschriften, zu folge 
deren gewiss.e Sachen dem Verkehr ubeIlhaupt 
emz'ogen oder in AlW-ehung der Veräußerung 
und' Ides Eigentumserwerbs Beschrän-kungen 
unlle'rwQrfen slind, behalten ·auch für das finanz­
behönU,iche V oHstreckungsverf,ahren ihre Gel­
tung. 

(2) Ebenso bleiben die gesetzlich-en V'arschri,ften 
sOWlve die ~n Soaatsverträgen entha1tenen 
VereintOOrUJllgen unberü-hrt, wodurch gewiss,e 
Sach,en und For.delrungender Vollstreckung 
w~gen Gddfor,derungen oder eInem ZiU­

gunsten' von Geldforderungen stattfindenden 
Sicherungsverfahren ganz entzogen oder derlei 
Vollstreckungs- und Sicherungsmaßregeln in An­
sehung solcher Sachen, Rechte und Forderungen 
nur in besti'mmten Gren~en und unter bestimmten 
ß.eschränkungen ,zugeLassen werden. 

(3) Gegen ein·eGemein;d.e oder :gegen eine durch 
Ausspruch ·einer Veflwakungsbehörde ,als öffent­
lich und gemei!Il'n:ütziJg erklärüe A11JStailt kann di-e 
VolLstreckung nur in Ansehung solcher Vermö­
gensbest,andtei.Ie durchgeführt wer-den, welche 
ohne BeeintJrächügung . der du.rch di-e GemeQnde 
oder jene Ansüalt zu W1ahrenden öffenltllichen 
lrute'fle5s,en rzur B-ef:rield:i'g'urug venwemlet werden 
können. Zur A!bga:beder Erklärung, inJWieweit 
letzteres hi.n~ichüich bestimmter Vel1mögens­
bestand'üe,ile zutrifft, sind die staatlichen Vter­
waltungsbehördenberufen. 

(4) In .das Eigentum einer unter staatlicher Auf­
sid1t st-ehenden, -dem öffentLichen Verikehre die­
nenden Anstalt dÜl1fen Vol'1streckurugshandlun­
gen, wdche gee~gnet 'wären, die Aufr.echterhal­
tung ,des öffentlichen Verkehr-es zu störell, nur 
im Einvernehmen mit :der Aufsichüsbehörde und 
unter den von -dieser ß.ehörde ,im Interesse des 
öffentlichen Verkehres für notwendug befundenen 
EinlSchrän'kungen vorgenommen werden. 

(5) A'1llf Idas zur InstaThdhalwThg und zum He­
triebe von Dampfschiffahrt-, F-lußübterfuhr-, 
Telegtmphen-, Te1ephonunt-ernehmungen und 
öffent-lichen Laogerhäusern gehörige, 'im Besit~ 
der Untern,ehmung befindl'iche Material findet 
eune· ,abgesondeme Vollstreckung nicht st·att. 

(6) Die von Lottokollektanten für Rechnung 
des Hundes emg-ehobenen Gelder könn-en zugun­
sten VOn ,Anspruchen, die wider den Lottokol1ek­
tanten gerichtet sind, weder in Exekution gezo­
gen nQch durch Sticherungsmaßregeln g,etroffen 
werden. Die gesetzlichen Vorschriften übe~ die 
Un'Zulässi-gkeit ,der VQllstreckung ~uf Lotto-, 

11 

gew~nste und Gewinste der KLassenlotJte.rtie bleli-' ' 
ben unberührt. 

§ 9. (1) An Sortmta.gen un,d g-e51etzlicht!:n. Feier­
ta.g-en sowie Izur Nachtzeit dürfen Vol1s-treckung-s­
hJandlulfl.:goo nlllr in ,dringEdlte1Th' ,Fällen mit Erillaub­
ntis des Vonstandes des Finlanz.amroes oder seine-s 
Ve-rtooters vongtooommen werdoo. 

(2) Die Vedügunlg, durch di,e die Er~auibni,s 
erteilt wird, ist dem Ahgtaibemschukliuer auf Ver­
Lan:g;en bei der VolhtreckU!l1lgisihatndlung in schri.ft­
Edlen F:a.s:sung vorwweu,en. 

(3) Dwe Erteilun:g ldieser Edaubn~s k.anndurch 
ein Re&tsmitttel niJch,t angefochten werden. 

§ 10.' In -der Wohnung euner die Exoerritori,ali­
tät in österreich genießenden P.er;;on können 
Vollstreckungshan,dlungen nur mit Zustimmung 
des BundesJmn~ler,amtes, Auswä!rügte Angelegen­
heiten, _vorgenommen weliden. 

§ 11. Alle an einer Vollstreckungsha.ndlung Be­
teiligten können -bei der Vornahme 'al1!W,eseI1d 
seln. Personen, welche ,die Vol1s.treckung~hand­
lung süÖa:"en oder sich unangemessen betr,agen, 
können vom Vollstrecker entfernt werden. 

E~n wen-dun,gen geigen -den IAn­
s pr IU eh. 

§12. (1) Gegenden Anspruch können im 
Zuge des finanzbehördlichen Vollstreckungsver­
fahrens nur insofern Einwendungen -erhoben wer­
den, als diese auf den Anspruch aufhebenden oder 
hemmemden Tatsachen beruhen, die erst nach 
Entstehung des diesem Verfa!hren zugrunde lie-_ 
genden Exekutionstitels eingetreten sind. 

(2) r;>~e EiruwendiuJnlgm lS~nd' !bei jem.em Fi'nan-~­
<IImt -atn~Ulbrinlg,e;n, von wel1chtem der Exek\lltioliliS­
ütd. -ausl~eg.aDlgen ,ilSt. 

(3) AIlle Ei1niwenchmgen, ldie dler Alhg,aJ'ben­
schuldner zur Zeit der Antr,agstellu.ng vorzubrin­
gen ims,tatIlldie war, mÜlStsen bei. :s-onsotigtem AiUlS­
sohluß gleichzeitig geltend gemacht werden. 

(4) Wenn ,den Einiw.emJdulnlgen rechtkrälftitg s'tatt­
gegebten wird, i,st die Vollstreckung' einzustellen. 

E:i n wen d 'U n gen g e gen die D u [" c h­
f uhr u ng ,d e r V 0 111 s t re c ku n g. 

§ 13. (1) Wenn ,der AbSlaibenschuMner be­
streitet, daß Idlie Volthstred~harlkeit eingetreten i~t 
OIder wellin er Ihelhautpüet, da·ß -dias FinlanlZ<amt auJf 
di.e Einleitung .der Volltstreckurug ühemaupt odler 
für eIDe einlSl!weilen DlOich nli,cht albge1laulbene Frist 
verzichtet hat, so hat er seime bezügLichen Ein­
wendungen beim Fiu,aI1ZJamt [§ 12, Albs. (2)] gel­
tend zu machen. 

(2) Die BestJimmunlgen -des § 12, Abs. (3) un,d 
(4), finden sinngemäß Anwendung. 

W,i-d'ersipruc!h Drd-ttter. 

§ 14. (1) Gegen die Vollstreckung k,a.im auch 
von einer dritten Person W~,dJersp11UJch erhoben 
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'. 
weflden, weJ.]IlJ &esel~be ,an e:!l1emdu'l'ch tdlie VOI~l-
srreckuilllg betroffenen Gegens,tan,de oder ,atn eimem 
Tei:e eines solchen em Recht behauptet, we:ches 
die Vornahme' der Vollstreckung unzulässig 
machen' würde. 

(2) Wir,d einem solchen Wi,derspruch nicht VOm 
Fmanz,amtda-durch Rechruung getragen, daß es 
d,ie VollSltreckung auf den vomWti,dersprruch 
betroffenen GegenstJand etins,tellt, so ist der 
Wi,derspruch 'bei Gericht mittels Kl,a~e gel­
tend zu machen; ,die Khge kann zugleich 
gegen die Republillk Osterreich und ß,egen 
den Abg.ahenschuldner gerichtet werden, 
welche ,i:tn d:eslGrn Fal:t.e ,aC,S Streiuge:no~s,en ,zu :be­
hatn,del!l1 sind. 

(3) Für die Klage ist das Bezirksgericht zustän~ 
dig, in dessen Sprengel sich zur Zeit der Anbrin­
gung der Klage die Gegenstände ganz oder zum 
Teil befinden, an welchen die behaupteten Rechte 
bestehen so11en. 

(4) 'Wenn der K;Iage 'rechtsikr~fttig sta:tuge!gelben 
w~I1d, ist di:e V d:n:stredmmg ei!l1oZustdlen. 

(5) Die Bew;lli1igrung der Aufsdl'iebwn:g olbltegt 
diesfallsdem Gericht (§ 44 E. 0.). 

Berichtigung des Exekutions­
titels. 

§ 15. (1) Auf A:ntmg des AhgahenschuIdners 
kann der Exekutionstit,eI (§ 4) wegen offenbarer 
Unlrl:cht:igkeit;en Iberichtilgt weflden. 

(2) En.e Igesetzwi,drilg oder tirruümillich ert,eiiIte 
Bestätigung der Vollstreckbarkeit ist vom Finanz­
amt, IdiaS leLen E~eikution~tilllel auslgru:tellt hat, 
von Amos wegen oder auf Antmg ,des Ahg,a­
benschuldners aufzuheben. Mit diesem Antrag 
kann der Antrag auf Einst<ellung oder Auf,schie­
bung der Vollstreckung verbunden werden. 

E ti n s tell u fl' Ig, Ein '5 c h r ä n k tU n Ig u n' ,d 
AlU ,f S chi e h u n ,g .cl e r V 0 1 J s t r eck u n g. 

§ 16. Außer inden !in den §§ 12 his 14 ange­
iliii'hr1letn .Fäill~en i:st ,die VoilihtreckUIlig unter Ig~e:'ch­
zeitig,er Aufhehu!l1lg raC~er bis .da/hi!l1 vol1zogenen 
Vo:astrecklUlligs,aktea'lllf Antrag .oder VOIni Amt:s 
woClgen eimuswllen 

1. wenn ,der ihr zugflundie iliiegenJde Exdrutions­
ni'Nil rdurch rechtsikräJfwlgeEnttJs,chei,d'u!l1lg auifige­
hoben wu:rde; 

2. wenn die V.ollstreckung auf Sachen .oder 
Forderungen geführt wird, die nach den gelten­
den V.orschriften der Vollstreckung überhaupt 
oder einer abgesonderten Vollstreckung entzogen 
sind; 

3. wenn die V~rr:strecklung gegen .eine Ge­
meinde oder eine als öffentlich und gemeinnützig 
erlklärte Ans,talt ~el1l1äß § 8, Albs. (3), für unzu­
ffi~5;i:g erklärt W'Ulrde; 

4. wenin ,die Voll~lStrecktUng arusatntdteflen Griin­
,den du'rch rechtskräJfti<ge ETI'~,chei:dtung ,fürUinzu­
iLi\Slbg eI1kl'är:t wundie ; 

5. wem ,da~ rFi:nalnrzamt ra'Ulf den VollzUig ",der 
bewi:ll1::,gten V o~II'streckunig Ülbe'r'haupt oder .für 
eine einlStweiJen noch nicht ,atbgdaufene Frust 
verzichtet hat pder werun es von der FortlSetz,urug 
de's Vol~tr,eckurug~verhhrensaibgestanJden ist; 

6. wenn s,ich nicht erWtarten :läßt, daß ,dire 
Fortsetzung oder Durchführung der Vollstreckung 
einen die Kosten dieser Vollstreckung übersteigen­
den Ertrag ergeben wird; 

7. wenn die erteilte Bestätigung der Voll­
streckhar.keit l1echtskräftig lauf.gehohen wunde. 

§ 17. (1) Treten ,die in den §§ 12 bis 16 be­
zeichneten Einstellwngsgrunde nUrr hi.ru9ichtlich 
einwln.er ,d:er tin V O'II:stf1eckUU1Ig ge:wgenen Gegen­
'St';rnld~ oder eines Te:i::es dies v:oll~treckba'ren An­
spruches ,ein, so hiat S't:a:ot der Eirus'tellung ,eitne 
v,erhältnismäßige Einschränkung stattzufinden. 

(2) Außel"dem,j,st die Volllstr,eckung e:i.n:zu­
schräniken" wenn ~,ie m Igrößerem Umfanlge voill­
zogen wurde, 'all,s zur ErZ'~(Ol~'un,g votltständi.g>er 
Bek.iedilgtU!l1lg not'Wellid:lg >ist. 

§ 18. Die Aufschiebung ,d~r V.ollstreckung 
kann auf Antrag bewilligt wel1den 

1. wenn dtie Aufhebung dies über den Ahg,xben­
anspruch lausgestent~n E~ekutionstite1s bean­
tragt wird; 

2. wen!l1 !in bez'ug auf etinen ,der im § 4 ange­
führten Ex,eku1lion~:ci1lell die WiederatUlfnaJhme ,des 
Ver.fralhrens oder ,di,e W'ieder,einsetzung ,in den 
vorigen 'Stand beantragt w;'rd; 

3. wenn gemäß § 16 ,die Etinstellung be,antraIgt 
wifld; 

4. wenn gemäß §§ 12 oder 13 Einwendungen 
erhoben werden; _ 

5. wenn gegen Clinen VOl1gatnlgdtes Vd;:l­
stT.eckun,gsvoUzuges Beschwer,de g.mÜhl1t wird 
uinld elFe für die Enrs,ch<e:rdulnlg dlall'über el1forder­
Jkh~n ErhohThl1lgen nli,cht 'UlnverzÜlglichstattfinden 
kön:n,en; 

6. wenn ein Antrag :gemäß -§ 15 eingebrocht 
wurde; 

7. wenn nach Beginn des Vollzuges der Voll­
streckung ein Ansuchen um Stundung .(Ratenbe­
w,iHigung) ein~brocht wird [§ 8 des Bundes­
.g.es,etz.es vom -1949, B. G. BI. Nr. 00, 
über die VoralUssetzungen der Einhehung .du 
öff·entlichen A:hgaben (Abgaheneinhe:bungsgesetz 
- Abg.E.G.)]. 

§ 19. (1) Bei Aufschiebung der VoUstrecku1nJg 
bleiben wfernJ dias FinaJnz;amt nicht etwas an,deres 
anordn:er, alfle V oIiIs,treckunlgsaikte e:lmtweilen he­
stehen, welche zur Zeiit des A'n~luchens um Aulf­
schiebung bereits in VolrLzu:g geset'zt Wraren. 

(2) Die . ß.ewilHgung der Aufschiebung hat 
zu unt,e'ribIe:iben, 'Wenn ,die Vollstreckung be­
gonJnlen oder rfortgefü1hrt 'werden :ka'TIin, ah'ne 
daß dies für denje11ligen, der odi'e A,ufschiehung 
vel1~arugt, mit der Gefalhr <l~nes un'ersetzl1!,chen 
oder schwer z;u ersetze:TIlden Venmögensnachtdles 
verbunden wäre. 
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(3) Bei B.ewü'l1igu11Ig der Aufschiebung hat cLas 
Fina,nzarrnt ,ana;ugelbe:n." für wie lange die Votl­
streckrurJ!g aIUIEge~chdben scin 5.0111. 

'§ 20. Der Vollstrecker hat auch ohne vor­
gängige We.i:sung .de;Pinanzamtes mit der Durch­
führung der Vollstrecku11ig innezuhalten, wenn 
iihm ,cLarlge·ta.n wirld, daß IlJach Efi'tstehung des 
Exekutionstütds ,dUe AJbgabenschuld Ibefmedigt, 
Stundung bewilIlligt oder VOn der Forts·etzUilllg 
des VoRstreckungsoverfahr,ens ,ahgestandtfu wur.de. 

VerlLahren. 

§ 21. (1) über düedtuir.chden Volistrecker vor­
genommenen V o1ll5tred{junlgsha111ld1:lUngen ist V0111 
demselben eine kurze Niederschrift auf~unehmen. 

(2) Die Nie,derschrift hat Ort und Zeit der Auf­
nahme., ,dIie Namen des AJbg'aJberu;chu'ldners urud 
der ,!bei der VollstreckunglS'harudlu'IlIg anwesenden 
betei'ligtenPter6onen, ,den ~genstand und eine 
An~a'be der wesentLichen Vo~gänge zu enthalten. 
Ins!besoIlJd!ef1e ÜSt jede bei Vomah~e einer Voll-
6treckungshandlung vom Aibgalbenschuldner oder 
für denselben geleistete Zahlu'rug in der Nieder-
6chrift zu lbeurtkunden. Di,e Niederschlt"ift ,ist vom 
Vo115tr.e~er zu untef1Schrei:ben. ' 

§ 22. Für die ßo~il'iedmung ,der Fri5ten, :für das 
R,echtSlm.:Vtte1overtfahron, Ifürdlie Woj,eder;auf.l1Jalhme 
. de.<; Vertfalhrens unld für ,diie WiledereinsetJzUlng il11l 
den vonLgen Stlalnld 'geilt.en ,dIie Bescimmungen .dles 
Bundesgesetzes vom 9. Februar 1949, B. G. Bi. 
Nr. 60, über das Rechtsmittelverfahren in Ab-
gabensachen (Abgabenrechtsmittelgesetz 
Abg.R.G.). 

Be k an'n tm a ch'Ung ,(bur ch E:dJik t. 

§ 23. (1) In aIhlen Fäi1:1en, tin. weilchen' die Ver­
stJämJdElgun:g ,durch Edikt IZU ,gtes,chehen ha't, ist 
dieses 'an ,der AJmtst'aifei ,dies Fi,nanzamres ·a111iZl\1-
schla.genU111,d <dul1ch em.. odler meooma;1ilge Birrr­
SlchailtUl11ig 'in die ~ ,amtffiidlen KUI11Jdmachunlg'en 
~ Libnlde bestümmte Zeiwng :z;u Vel1ÖffOOltl1ichen. 

(2) N:l!ch E!1mees,en IdieS FiifllanI2'Jal1l1tes ka:nn j.e­
doch von Amts weg'en OId.er :au'f 'Arrtralg ver­
fügt werden. daß 

1. ,da~. EdJi!kt ,al\liCh l!1Jochim. ·a:ndleren inil!äntdli­
schen oder in 'Q..u~Jäm,d1is,chen Ze:itllllnlgen vertÖffent­
~id1:t wel1cl:e, 

2. oder, namendlich 'beii 1ge:ru11igerem Werbe 
dier Exewtlli~jekte, die Verbutlbarung ,cJ,urch 
die Zeitu'ng garuz 'llnterbleilbe I\1rud an .deren Statt 
die Vertlatutha'l1U'fiIg .durch da~ Amwhla:tt ,dies Be­
zirtk.es oder dlurch lAmiheftu11lg a:n d:e ,für öffent­
Li,che Kundma,chunlgen Ibescimmt'e SteHe ,derjem. 
gen Gemeip.lcl:e zu e!1fol1gen halbe, ·iJn ·deren Ge­
biete di~e Gegenst:indJe s,ich befinden oder &<e 
VOlhlstreckutng Igdülhrt wwd, oder G:l!ß Idlie. Velt"­
Lau1!barung in di.eser Gemcintde in sonst ort6-
üh1idl!ru" WeiSte ß'fI9chelhe. 
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(3) Der Abgalb.ensruuddlner kalIlJl1. Ve~!geIi, 
·daß mWt der vom Fmanlzamt angeordneten Be­
ka:nm;tmachUll1ig ·aulf :seine Kosten a'uch andere der 
in Abs. (1) und (2) angegebenen Verlautbarun~­
arten verbunden werden. 

A'u Ho r ,d e r u 1lI ge nun d Mit te i 1 u n­
gell h eie i n 'e r Voll s t r eck u n g s­

ha n cl 1 u n g. 

§ 24. (1) lDie Ibei eimler Vor1~recku:ngsihandl1unlg 
vOMommenden A'UIf1fof1dJerunJg,en UI11Jd Siomcigen 
Mitteilungen erg,ehen, falls nicht in diesem Bun­
desgesetz etwas anders bestimmt ist, mündlich. 

.(2) AuHol1clerungen und MitteJi1l\1ngen, wetlche 
W'elgen ,AJbwe<s.enlhelt der Person, 'w wdche sie XI\1 
rlichtoen sind, nicht mÜtfilClll1i,ch Igmchelhen kön111en., 
sind schriftlich zuzustellen. Die Befolgung dies·er 
Vorschrift ist in der Niederschrift (§ 21) zu be­
merken. 

Akt e ülJ ein s i, c h t. 

§ 25; Der Ab~bens,chuMl1l!er 'kann Eins~cht ~n 
<die Ida,.<; VoI,1,streclrungs'Vedarhren betreffenden 
Akten iOOgoooon, 'Ul11Idi atUlf ~eIDe Kosten VOll; ein-­
zel'nen Aktenlitücken Aibsffinilften verJealngen. 
Solche lEinsd,cht- u111,d! AJbschrif.tIlJalhmekanlnauch 
dl"i<tten ,Personen vom Vorstand ,des FinanZia!ffir(:e5 
gesna,ttet wer.den, i:nsowei,t ,sie ,ein r.echtliches Inter- . 
es~e glaubhaJft machen und nicht die Bestim­
mungen über die Wahrung des Steuergeheimnisses 
entgegenstehen. Durch die Abschriftnahme dürfen 
jedoch die gerade dringend benötigten Akten­
stücke dem Vollstrecker nicht entzogen werden. 

Gehühren UTh,d Aus'l'algenel"sätze. 

§ 26. (1) lDer Abgabel1!schl\1ktner hat <alle Ge­
ihUhren UIlJd! ,düe rur Rechwverwi'rk1ltichun,g not­
wendigen Barauslagen des Vollstreckungsverfah­
rens zu erstatten. 

'(2) Die Gelbühr.endes MamlzJbcl1örditiochen V;o'Jt1-
streckungsv.ertf,ahre:ns .b:etraJge11l !in HU>fiIdertneilten 
des e1n1Z'll:br.irugenden Betr~es .für ,die 

a) V orrruaJune Ider Pfä:ndioog~Pfändtung.s­
glehühr) bis z;u 100 S eim;ch1ießLi,ch 11/2 0/0, 
vom dem Mehr,betllaJg 3/4 0/0 ; 

b) Durmführung der Feilbietung oder frei­
willig'en Veräußerun,g , (Ver.steigiCrungs::' 
gebühr) ib15 zu 100 Sein~,chli1eß'lich 2 % , von 
dem Mehr!hetr.aig 10/0. 

Da,> Min:de,stmaß ,dler Gebühren un't,er a 
und b beträgt je 1 S. Die Gebühren sind 
nach unten auf einen durch 10 teilbaren 
Groschenbetrag abzurunden. 

(3) & welt",denfällwg 

la) ,die FfänldiUlfilgsgebtÜlhr mit der Durchifüh­
runJg ,der l\mtsh,a.nldiLUnlg; 
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b) die Feilbietungsgebühr mit der Durchf:.ih­
rung der Amtshand:ung. 

(4) Die in Abs. (2), a und b, genannten Ge­
bühren sind auch dann zu entrichten, wenn die­
Amtshandlung erfolglos verlief qder nur deshalb 
unterblieb, weil der Abgabenschuldner die Schuld 
erst unmittelbar vor Beginn der Amtshandlung 
an den Vo:lstrecker bezahlt hat. 

(5) Außer den im Abs. (2) angefü,hrten Ge­
bühren hat der AbgabenschuIdner .dJ:,e durch die 
Vot'streckungsmaßruahmen verun<>achten Bal'aus­
lagen Zu ersetzen, die erforder:ichenfaUs durch 
Be'scheid unter Festgetzung einer Z:ah:ung9frist 
anzufol'dern sind, soweit sie nicht unmitte:har 
aus einem Verk,auofser:ös beglichen werden (§ 51). 
Zu den Baraus~agen zäh:·enauch die Entlohnung 
der 'bei der Durchführung des Vollstrecku-ngs­
verfahl'ens v,erwendeten Hilfsper6onen, w:e 
Schätz1eut,e und Verw,ahrer, ,ferner bei Durch­
führung ,der Versteigerung in einer öffentlichen 
Versterugerurug&llst,alt f§ 43, Abs. (2)] die dieser' 
An6tal't zukommenden Gebühren und Kosten­
ersätze. 

11. A b s c h n i t t. 

Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen. 

§ 27. tDie Vollmeckung mw hewegHche kör­
perliche Sachen erfo!.gt ,durch Pfändung ,und Ver­
kauf d,erselben. 

Unp [ ä n ,cl h ,a reS ,a ehe n. 

§ 28. Auf Gegenstände, welche zur Ausübung 
des Gottes,dienstes einer ge&etzlicha,nerlmnn'ten 
Kiil'che oder ReEgionsgenossenschaft verwendet 
wel'den, sowd·e auf KJreuzparti!keln und Reliquien, 
mit Ausnrahme ihrer Ra9S,ung, kann VollstredmD:g 
nicht geführt werden. Bei einer Vollstreckunig 
auf die Fassung von Kr,euzpa1'tikeln und Rel'i­
quden ,darf ,die AuthellJtika nicht verletzt weroden. 

§ 29. Der Vollstreckung mnd ferner entzogen: 

1. die KLeidungsstücke, die Betten, die Wäsche, 
die Haus- rUn,d Küchengeräte, :insbesondere die 
Heiz- und Kochöfen, soweit dies,e GegellJStände 
f'ür den AJbgalbenschuldner und für dessen im 
gemeins,amen Haushalte mit ,ihm lehenden F,arn,i-
1ienglieder und Dienstleute unentbehrlich sind, 
soWlie Gegenstände, di,e zum 'gewöhn1ichen Haus­
rat gehö~en und im Haushalte des Ahgaben­
schuIdners 'gehr,aucht we~den, wenn ohneweiters 
ersichtlich ist, ,daß durch deren v.erwertung nur 
ein ErlörS erzielt werden würde, .der zum W,etrte 
l3iuße'r aillIem Verhältnis steht; 

2. dde für den Abg'a,benschuldn,er und dessen im 
gemeinsoamen Ha·ushalte mit ihm lebenden Fram:i­
lienglieder und Dienstleute auf vierzehn T,age 
erforderlichen NaIh.rungs- und ~euerUillJgsmittel; 

3. eine Milchkuh order nach ,der Wr<lIhl. des Ab­
gabenschulrdners zwei. Ziegen order ,drei Schafe 
nebst den zum Unterhalte ,und zur Streu bis zur 
Zeit der nächsten Ernte erforderlichen Futter­
und Soreu~'Ürräteri, sofern ,die heze'i,chneten Tiere 
für die Ernährung des Abg,albenschuldners rund 
s-einer im gemcins,amen Haushalt,e mit ihm leiben­
den F,amilienglieder und Dienstleute unentbehr­
lich sin,d; 

4. ,dde Unt,erstützungen an Nat'uroalien, welche 
dem AbgabenschuldnCil' im Falle eines Notstlan­
des aus öffendtichen oder privaten Mittdn ge-
währt wurden; , 

5. bei Beamten, Geistlichen, Lehrern, Rechts." 
anwälten, Notaren, Ärzten und Künstlern sowie 
bei anderen Personen, welche einen geistigen Be­
ruf persönlich ausüben oder sich auf einen solchen 
vorbereiten, dnezur V,erw,altung des Diensnes 
oder Vorbereitung und Aw;übung des Beruf.es 
erofol'derlichen Gegenstände sow:e die anständige 
Kleidung, desgleichen bei öffentlichen Sicherheits­
organen alle zur Versehung des tDienstes erforder­
lichen Gegenstände; . 

6. hei Ha'ndwerkern und Kleinge;werbetre,~ben­
den, weiters bei Hand- ullJd Fabr~kSlarbeit,ern und 
anderen Personen, die aus Handleistungen ihren 
Erwerfb ziehen, sowie bei He!bammen die zur 
persönlichen Fortsetzung ,der Erwerbstäoilgkeit 
erforderlichen GegenställJde, desgleichen die zur 
Auf.arbeitung bestimmten Rohmaterialien nach 

. W.ahl des Abg,abensdlUl-dners his zum Höchst:­
werte von 1000 S; 

7. bei Pen<>onen, deren GeIdbezüge durch Ge­
setz oder Pr~vileg der V ollstreckulng ganz oder . 
teaweis,e entzogen s,ind,' derjenige Teilbewag des 
vorg,efrullJdenen B,argddes, weicher dem ,der Voll-
6treckung nicht unterworfenen, auf die Zeit vOn 
der VomaIhme der PfändullJg bis zum nächsten 
Zalhlungstermine des Bezuges entf.allenden Ein­
kommen eI1Iospricht; 

8. bares Geld, weiches 'Offenbar aus einer d~m 
Abgahenschuldner ,anläßlich eines Notstandes 
(2. 4) ,aus ,öffen:tlrichen Mitteln verabf01gten 
Unterstützung oder aus einem unter glBicher 
Voraussetzung aus öffentlichen Fonds gewährten 
rückzahlbaren Vorschusse herrührt; 

9. die zum. Betriebeenner Apotheke unent­
behrlidten Geräte, Gefäße und Wa;rellJvom-äte; 

10. die Büch,er, welche zum Gebl1auche deS 
Abgahe.mchulidners und seiner. -im gemeins,a:men 
Haushalte mit ihm lebenden RamiliellJg'li~der in 
der Kirche odier Schule 'bestimmt Srind; 

11. der Ehering des Abgabenschuldners, Briefe 
und r.lllIdere Schrilften des Ahgabenschuldners 
und die lFramilienibilder mit Ausnahme . der 
Rahmen; 

12. 011den und EhreIliZcichen; 
13: künstliche Gliedmaßen; iBr~l1en und a,n­

de.rewegen körpe:rLi,cher GebI'echenJ1oowendige 
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Hilfsmittel, tioweit .aiese GegetlJStände zum Ge­
brauche des Abgabenschuldners und seiner Fa­
miLie bestimmt sind; 

14. die ZUr Bekämpfungeine.r Kro.nkheit l3:uti 
öffentLichen oder privaten MitteIn gewährten 
Arzneien, Apparate, Na:hrungsmittel und son.sti­
gen Gegenstände. 

. § 30. (1) Das l3.uf einer Liegenschaft 'befindliche 
Zubehör ,derselben (§§ 294 bis 297.13.. h. G. B.) 
OON nur mit die5eir Liegensch,aft selbst in Voll­
streckung gezogen we~den. 

(2) Auf das Be~gwerkszuhehör un,ddias Zu­
behör von Schiffen und Flößen findet eäne albge­
tiond.erte Vollstlreckung nicht' statt. 

P f än·dung. 

15 

Gel t end! m a. c h u n g von P f 13. n d- u n cl 
Vor z 11 g S re c h t enD r i t t e r. 

§ 33. (1) Der ,Pfändung kann ein Dritter, der 
.sich nicht im Besitze ,der Sache befindet, wogen 
eines ihm zustehenden pfand- oder Vorzugs­
rechtes nicht widersprechen. Er kann Jedoch 
schon VOr FälLigkeit der Fo~derun'g .. ,für ,die das 
pfand- oder Vorzugsrecht besteht, seinen An­
spruch ,auf vorzugsweise Bdriecligung aus dem· 
Erlös'e der fr.agK,chen Sache m~t.te1s KIag,e geUtel1Jd 
machen. Im .F al1eder Elr hebung der Kl,age mder 
dii,e Republik österr·ei.ch und den Ab~atbenschu1d­
l1Je'r SWllId diese il!ls Str,citgenolSsenzu behandellll. 

(2) Wenn .die Sache VOr recht~kräJftig.er Ent­
scheidung 'Überdi.e Klage im VolhtreckungsiWeg 
verkau1t wir,d und der klägerische Anspruch 
genügend bescheinigt ist, kan.n auf Antrag vom 
Gerichte die einstweilige Hinterlegung des Erlöses 
angeordnet werden. 

§ 31. (1) Die Pfändung der in .der Gewi3.hrlSame 
des A~abetlJS,chill.Ldners befindLichen körperLichen 
Sachen wird ,d!lIdurch ioow1rkt, ,daß der VoH­
strecker dieselJben in einem Protokolle ver-
zeichnet und besch.reibt· {PEän,dungsprotokol1). Ve r w ,a h r u ng. 

(2) In das Protokoll ist die Brklärung ,a'Uizu- § 34. (1) Gepfändete leicht mitnehmbare Gegen-
nehmen, daß die verzeichneten Gegenstände zu- titän,de sind vom Vollstrecker in Verwahrung zu 
gunsten der vollstreckbaren Abgabenforderung in nehmen und heim F,inanzamt zu e'rlegen. Andere 
Pfändung genommen wurden. Die Abgabenforde- Gegenstände sin.d in der Gewahrsame des Abga­
rung is·t ,im Protoko:le nach Kapinal und Neben- benschuldners 'zu belassen, wenn aber ·di.e Ein-

. gebühren unter Bezugnahme auf den Exekutions- bring.ung der Abg,abe dadurch gefährdet er­
tatd anzugeben. Die Pfändung kann nur f,ür eine scheint, ei.neI? geeilgneten Verw,ahrer zu über­
ziffermäßig bestimmte Geldsumme stattfinden; geben. 
z.iffer~äßi.g.e Angtabe der vom Abg.abenschu1dner (2) Die Kosten der Verwahrung sind einst-
vu leistenden Nebengebühren ist nicht not- weilen von der Republik österreich zu tragen. 
wendig. .. . (3) Werden ,die gepfändeten beweglichen körper-

(3) Beh.aupten ;dritte IPersonen bei ,der pfändung lichen Sachen nicht in Verw,ahrung genommen, 
ra.n den imProtokol1e verz;eiclmeten Sachen tiolche so rstd!ie Pfändung in einer für je,dermann 
Recht.e, welche die Vornahme der VoHstireckung leicht e11kenruooren W·eise ersichtliich zu machen. 
unzulässig machen würden, so 6ind &ese An- (4) Sof.er~ .der Verwahrer ohne Zusoimmung 
sprüche ,im Pfändun~protokol1 Q!11Zumerken. dies Ahga:betlJSchuldners bestellt wu~de, ist dieser 

(4) Vort ,dem Vollzuge der Pfändung ist der 'Unter Beki3.nmgtabe des Namens des Verwahr,el"'s 
Abw.tbens.chuldner in Kenntnis zu setzen, es tiei von dessen Ernennung zu verständigen. Unt,er 
denn, ·daß er bei der Pfändung I3.nwe.send oder Darlegung g.eei,gneter Grün,de kann jederzeit die 
vertreten war oder daß ihm eiIlie AUlSfefitigung Ernennung eines anderen Verw,ahrers beantmgt 
dJe6 Verstei,gerung.sediktes unveliWeilt zugesteHt' wer.den. 
wird [§ 42! .Albs,. (2)]. (5) Gepfällldlete GeLdsorten' sind !immer abzu-

(5) Das .Pfänd'1lngsp~otOkoll ,ist dem Finanzamt nehmen. Für die Berechnung des W·erte.s von 
vor!-ulegen, Münzen und ,ausländtlischen Geldzeichen eiSt der 

§ 32 (1) 'T"\ ch d' . nf" d . d~" .]'1' 11' vorn ,der Nationa:llbank amtlich noti'erte KU~6 des • 1Jur 'le r' an, ung Wl1' I'ur ule 'VO , -
streckbare Ahgl3.benforderung eän Pfandrecht l3.n Pfän,dungstages ml3.ßgebend. 
den im PfändungsprotokoH verzeichneten und § 35. Die gleichen Vorschriften gelten für die 
beschriebenen körperlichen Sachen erworben. . Pfändung und Verwahrung der bewegLich,en 

(2) Die ,Pfänldung von körperLichen Sachen~ körperLichen Sachen des Abgabenschuldne~, d~e 
welche be:re~·ts :zuguooten einer ,anderen voll- sich in der Gewahrsame der Republik österreich 
6tl'eckbaren Ab~abeniforderuJlJg ptfandweise ver- . oder einer zu deren Herausgabe bereiten dritten 
zeichnet urudbeschriehen sind, geschieht durch Pertion befinden. 
Anmerk~ng tauf ,dem vorhandenen Pfändungs­
protokoll. Wird ausschließlich die Pfändung kör­
perlicher Sachen begehrt, die bereits gepfändet 
sind, so kann die Anmerkung ohne neuerliche Er­
hebungen vollzogen wer:den. 

Einschränkung der Pfändung, . 

§ 36. Hat die Republik österreich eine bew~g­
'Liche kö'rper1iche Sache det. Ahg,a;benschu1.dners 
,in Uhrer Gew,ahrti1ame', an der ihr ein pf,and'recht 
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oder -ein Zurückrbeha'ltungsrecht für die zu VQll-
6treckencf.e Ahga:benfürderuno zust-eht so kann b , 

,der Abg,ahenschu1dner, -soweit di'es.e Forderung 
durch d~e Sache gedeckt i6t, beim Finanzamt die 
Biruschrärukung der Pfändung auf .cLies·e Sache oe­
,antngen, Besteht das Pfand- (oder Zurück­
behaltungsrecht zugleich für eine andere Fürde­
rung, .so. list .dem Anttrag nur Sbattzugehen, wenn 
auch di·ese Fürderung durch die Sache ,gedeckt :ißt, 

V.erkauf. 

§ 37. (1) iDie gepfändet-en Sachen si[lJd zu ver­
kaufen. 

(2) Solan'ge oda:s Ver'kauf.sverf.ahren 1m Gange 
ist, koann ein besondetres Ve!11muf6ver.f,ahren in 
Ansehung deroSelben Sachen nicht mehr: einge­
leitet werden. 

(3) W~rd der Verroa-uf zugunsten weiterer vüll­
streckbarer Abgahen inAIlISehung der gleichen 
Sachen langeor,dnet, ISO. wir_d das Verlmufs­
verfahren für diese 'so. g.e:führt, wie wenn es zu 
ihren Gunsüen eingdeitet wO!l'Iden wär-e. 

§ 38. (1) Gepfändete Wertpapier-e, welche einen 
Börsenprrus haben, 6ind -durch VermittLung 
eines Handdsmäklers mit möglich6ter Bedacht­
nahme lauf den j-eweiEgen Börsenpreis ,aus freier 
Hand zu ve11kaufen, . 

(2) A·ndere Gegen6tände, die an dem Orte, wo. 
si-e .sich befinden, e,inen Börsen- üder Marktpr-eis 
haben, sund mit möglichster Bdachtnahme auf 
den jeweiE'gen Bör6en- oder Marktpr-eis durch ,die 
Vermittlung eine·s HandelsmäkIers üder :in Er­
manglung -eines solchen ,durch einen zu V.er6tei,ge­
rungen .befugten ;Beamten oderdUtrch den Vüll-
6trecker aus freier Hand zu v-erkaufen. 

(5) BIC~ Anol"ldJn'Uil1Jg elles Verkaufes :aus 
.freier Hand hM: das FiaiJa:!1Jzamt ,den Prei,s, ' 
unter' welchen bei der Veräußerung nicht herab­
gegangen wel'den d,arf, und die Zeit zu he­
stimmen, innerih,alb welch.er der Verkauf zu be­
wirken ist. Man'grus OO'lcher Ptreisbestimmung ]st 
in dem F:aUe, allS der Verroau,f zum Börsen- oder 
Marktpreiö-e ,ang-ool'dnet wUll"lde, ,dem Berichte 
üher den Verkauf ·ein amtEcher Nachweis über 
den BÖ'l"IISen: oder Marktpreis des Ve,1'1kaulf6uaJges 
und liber die etwa hez,ahIt.e Mäklergehühr und 
süniSügen Auslagen heizusch,li-eßen. 

(6) Lauret ein Wertpapier auf Namen, so 1St 
der VoI16wecker zu ermächtigen, .die Umschrei- . 
bung auf den Namen des Käufers zu erwirken 
und ,alle zum Zweck-eder Veräußel"ung -ertoI'detr­
lichen u!1kundlichen Erklärung-en mit Rechts­
wirksamkeit an St-eHe des' Abg:abenschuldnetr6 
abzugeben. 

(7) Di-eBescimmung ,des § 367 ,a, b. G. B. über 
den Eigentumserwerb ,an Sachen,di-e .in -einer 
öffentlich-en Versteig-erungzur Veräußemng ge­
gehracht wurden, Igiilt ,au,ch ,in Alnsehunlg deos du·rch 
einen Handel!>'ffi-~kler, du:rch einen zu Ver­
steigerungen befugten Beamten oder durch den 
Vollstre-ck-er aus fr-eier Hand VOl'genommenen 
Verkaufe.s sowie in Ansehung der übertra:gung 
des EigentuffilS. 

.. § 39. (1) Alle übl'igoengepfän-deten Gegenstände 
sind, sofe\l"n ,sie ,dem Ver,k,auf.e üherhaupt unrer­
liegen, öffentlich zu ver8te~gel'in. 

(2) Auch GegeIllStände, deren Verkauf auS 
freier Hand gemäß § 38 angeO'rdnet wur-de, sind 
im Wege öffentlüch-er Versteigerun'g zu ver­
kaufen, we11ln .sie innerhalb .drei Wochen nach 
J<:rteilung des V.erkaufLS,auftrages aus fr.eier Hand 
ni·eht verkauft werden. 

(3) Besteht für Geg-eIllStände von der An der 
gepfändeten Sachen an dem Orte wo. sie s.ich 
befinden, kein Bönsen- Qd-er Marktpr-eis, 60 kann 
das Finanzamt nlach Einv-ernehmunog des Ab- § 40. (1) Wenn sich j-emand spät-esten.s ,acht 
@abenschuJ.dners vel1fügen, daß die Gegenstände Talge vO'r dem Versteigerunlgstermin unrer .gleich- . 

. zum Zwecke .des Verkauf-ei> aus fre~er Hand und z-eittiger Leistung einer Sich.erheit · in der Höhe 
mit mögIichster' B-edachma:hme lauf den jeweiLigen v-on mindestens einem Vierte"! ,des S<;hätzungs­
Börs,en- oder Marktpreis an -elirren anden-en Ort werteohereit erklärt, die gepfändeten Sachen im 
g-e.sendet wer.den, ,an welchem sich eine Böme g;anzen oder größere P,artien deme1ben um -einen 
Qder ein Markt für Gegenstände diesen- Att be- P\l"eis zu -Ülb~nehmen, .wel~er 'ihI:~n Sch~tzungs­
fil1Jdet oder daß sie daselbst ohne übersendufi'" wert um mmdestens em VIertel ubel"llStelrgt, und 
durch' Vermittlung -eines HandelsmäJders ode~ I n~bs.t den -etw,a~gen Schätzungskosten auch alle 
cit;:es . zu, Versteiger.ungen befugten Beamten mit, I bIsher aufgelaufenen, .dem Abgabenschu1d~er zur 
moghchster Bedachtnahme auf den jeweiligen Last fallenden KO'sten. des Vüllstreekun~sver­
Börsen- oder Mal1ktpreis aus freier Hand ver- fahrens (~ 26) ohne Anrechnung auf d~n. über­
kaUlft weI'den. Die übersendung gesch1-eht ',auf n,ahmsprels zu trage~, sO' kann das Fmanzamt 
KO'sten und Gefahr des Abgabenschuldn:ers.. dIesem A~trage nach Emverneh~~ng. de~ Abgaben-

(4) Die übersendung üder di~ Veräußerung sehu~dners st~ttg~ben, wenn dleJemgen Persone.,n 

ffil
't"eL Au'ftra ""' 'ln Handel ;'kl k zustImmen, d~e em Pfandrecht an den zu verstel-, 

v u; _. ,g =" <l' 'en -,; .sma .er ' linn" ' 
v-om Funanza!ffit nach Eiruvernehmung des Ab- gern den Gegenstanden erwürben haben,. de,ren 
gahen",chu.1dne~s auch d,ann ver.fü.gt we~den, wenn Forder,ung aber dur0 ~en übern~msp~eIs mchr 
!Sich für Sachen .der bezeichneten Art an einem unzweIfelhaft vüllstandlg gedeckt WIrd. 

bestimiTIten ,anderen Orte besser-e Gelegenheit zu (2) Das V.e:rkaufsverfahren kann oallfg-eschQben 
einem vorteilhaften VeJ:'lka:uf.e aus freier Hand werden. Nach B-e.zahlung des übernahffilSpre:i,ses 
darbietet. ,ist die Ve-rste1gerung einzustellen, 
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(3) Bei Sau,msial in der Hemhlung des über­
nahmspfleires ist das laufgeschobene Ver6teig·e­
rungs've:rfoo~en von Amts wegen wieder .aufzu~ 
nehmen; die· geleistete Sicherheit verfällt und i6t 
wie ein Verikaufs.erlös zu behandeln. 

§ 41. Zwischen der· Pfändung und Ver­
steigerung muß eine Frist von :mindesten6 drei 
Wochen 'hegen. Vor AbLauf ·dj,es~ Frist darf nur 
dann zum Verkaufe g,eschritten werden, wenn 
SacheIl! g.epfändet wurden,' die .ihrer Beschaffen­
heit nach bei längerer Aufbew,ahrung dem 
Verderben <Unterlieg,en, wenn die gepfändeten 
Sachen ,bei Aufschub des V-er kaufes beträchtLich 
an W.ert ver1ie~en würden, o~ we!llIl die längere 
A!ufbewlahrung .des Pfandis·oückes unverhältnis-
mäßige K06t,en verurslachen wÜJ.1de. -

'. § 42. (1) Den V,erstetigerungsltel'min bestimmt, 
sofern ni,eht dals ,FunanJZlamt etwaJsaIl!c!;efleis verfügt, 
de,r Vollstrecker. Die Bekanntmachung der Ver­
st,eig,erung hat mittels Ediktes zu geschehen. 1m 
Edikt sind neoot der Ang!a:he des Ortes und der 
Zeit der Veroteigerung d~e zu vcroteigernden 
Sachen ihrer Gattung nach zu ibeze:ichnen und 
zu Ibemerken, ob und wo dies·elben vor der Ve:r-
6teigerung -besichti'gt w·ef\den können. 

(2) Von der Anbemumung des Verste~g.~ungs­
termins ist· der Abg,abenschuldrier dUflch Zu­
titellung einer Aus.fertigung det; Bdikt,es zu ver-
6tänd~gen. D.ie Verständig'tlng kann unte·rbleiben, 
60weit dem Abglaben6chuMner der Versteige­
rungstermin bereits bei der V omahme der 
Pfändung bekannt'g.ege'ben W'Urde; ,die Kenntnis­
nahme ,j,St Zu bestätigen. 

§.43 .• (1) Die Veret,ei'gerun'g et1'lfolgt ,an dem 
Orte, ,an welchem sich die gepfändeten Sachen 
befinden, wenn nicht das F.inanzamt von Amts 
wegen oder auf Antra,gdes Abgabenschuldners 
anordnet, daß die Gegenstände an einen anderen 
Ort zur Versteigerung versendet werden. Letz­
teres ist namentlich 'bei Geg,enständen von großem 
Werte, bei Gold- undSi.Ibersachen oder anderen 
Kostbarkeiten, bei Kunstobjekten, Sammlungen, 
u. dgl. zulässig. 

(2) Durch Verordnung können besondere Ein­
richtungen behufs Vornahme von Versteigerungen' 
in öffentlichen Versteigerungsanstalten getroffen 
werden. 

§ 44. (1) Die Versteigerung wiI1d ,durch den 
Vollstrecke,r voH.zogen. Der Versteigerung ist 
ein Sachverständig·er beiooziehen, welch·er die 
einzelnen zur Verstetig,erung geLang.enlden Gegen­
stände hewe·rtet. Fehlt es an Sachverständfgen, 
die ,alle Zium V,erkaufebestimmten Gegenstände 
zu -bewerten' v·erstehen, S'Ü können,f.al16 es sich 
um 'größere Mengen oder ,um GegeIl!stände 
größeren Wert·et; han,ddt, fü:r ,die ,cinzelnen 
Gruppen von GegeIllStäIl!den v~schiedeIJJe Sach­
v.eretändi:ge Ibei,g·ezogen wel'lden. Bei Bew·ertung 
von Gold- und Si-lbers,achenist lauch der Met,all­
wert anzugeben. 
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(2) Kostbarikeiten, Warenl.ager UIl!d andere 
Gegenstände, deren Schätzung bei der Verste,ige­
Tun:g 6elbst unturrli.c;h ist, hat der Vollstr·ecker 
schon vo~ der Versteigel'ung durch einen Sach­
veretänclii,gen abschätzen zu ·l,ass·en. 

(3) Gelangen ledi,glich Gegen~dinde Ziur V~r­
st.e.igerung, weilche bereits ·im Sinne ,des vor'­
stehenden Abs,atze6 ,abgeschätzt siiIl!d, so ist die 
Verst-eig.erunlg ohne LBeiziehung e.i:ne6 Sach­
verstäIl!digen abzuhalten. 

(4) Die Person des Sachver.ständigen wir.d vom 
Fin,anzamt bestlimmt. 

§ 45. (1) Bei der Versteig-el"ung &imd die Pfand­
stücke einzeln oder, wenn größere Mengen 
gleichartig.er Gegel1JStände zum Verkaufe ge­
Langen, auch pa.'l'tienweis.e unter Ang,ahe de,s 
Schätzungswert.e~ (Au6rufspreis) ,aus.zubieten. 

(2) Di,e Zuziehung eines Ausrufers kap.n 'tlnt·er-
ble~ben. . 

(3) Ein ~a:dium haben dlie Bieter nicht zu er-
legen. . 

(4) Anbote, die ni,cht. wenigstel1JS di.e Hälfte ,des 
Ausrufs~eises etreich,en, ,dürfen be,i der Ver­
st.eigerung nicht berüooichtigt r we·rden. Das 
Finanzamt kann v'Ür dem Versteigerumgstermine 
auch einen ·dlie Hä1ft.e des Ausrufspr.eißes über­
steigentden B.etnag aUs g.eringst.C6 Gebot f.et>t­
stellen. 

(5) Gold- und Si1bersachen ,dürfen nicht unter 
ihr,em Meü.rHwerte zugeschl.agen werden. 

(6) Der V'Ül1suecker, ,der die Verste:igerung 
leitet, hat den Ausmfspreis und bei Gold- und 
Silbef\Sachen iiherd,ies den Metal1wert be·kannt­
zug-eben. 

§ 46. (1) Der Abgabel'lschuldner ist vom Bieten 
.im eig·enen UIl!d im fremden Namen :ausge­
schlossen. Vertreter des Abgabenschuldners \'lind 
Zum Bieten nicht zugelassen. Gleiches gllt von 
dem ·den Termin leitenden Vollstrecker. 

(2) Jeder LBieter, ,dessen Anbot zugdassen 
wurde, hldbt an das.sdhe gebunden, his e1n 
höher,es Anlbot .rbgegeben wird. Durch Ein­
stellung det; Verfahren6 w~d der B~ecer von 
6·einer Verpf.lichtuhg ffiei. 

§ 47. (1) Die Versteigerun'g be'ginm mit: dem 
Au!fruf der Sache. Hier.auf wird Z1um B~eten a1.1lf-
geford.ert. . 

(2) Die AuHofider:u11lg zum Bieten .clanf erst 
nach AbLauf ein,er ha.lben Stunde seit.de,r .als 
Beginn des Termines .festgesetzt.en Zellt erfolgen. 

. (3) nie Versc.eigerung ist f'Ürtzusetzen, so lange 
höhere Anb'Üte abgegeben werden. Auf Ver­
J,angen <:einet; od,er mehrer,er Bieter kann ·eine 
kurze überle,gungsfrist bewilligt we'rden. 

(4) Der ·den Termin leitende Vollstrecker hat 
das letzte Anbot noch einmal vernehmlich bekannt 
zu machen. 
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§ 48. (1) Der ZuschIag an den Meistbietenden 
erfolgt, wenn ungeachtet ciner zweima1:gen an 
d,ie Biet,er gerichteten AuHorode:t:ung .ein höheres 
Anhot nicht mehr ,abgeg,eben wil'd. 

(2) Die zu ve~teigoernden Gegmstände werr-.den 
nu~ tgJögen Biarzahlung vef1kauft 'un:d müssen vom 
Meisthietenden 'sofort ühernommen werden. Der 
B~t·eher hat wegen eines Mangd:s ,der ver­
äußerten S,achen keinen Anspruch auf Gewähr-
1cistung. 

(3) Hat der 'Ersteher dim Kmrfipreois nicht bis 
zum Schlusse der Verst,eigerung [Abs. (4}] 
erlegt, so ist die ihm zugeschlagene Sache im selben 
Termine neuerlich auszubieten. Der Meistbietende 
wird bei dieser neuerlichen Versteigerung zu 
einem Anbote nicht zugelassen; er haftet für 
einen etwaigen Ausfall, ohne den Mehrerlös be­
<lm6pmchen ZOU könnlen.' Der AusflarIiot ,durch 
Besche~d ·des FilllJanlza:mt,es f,estzus,e!tz,en. Dies,er 
Besche,j,d kann !I1a,ch den Be~,timmuu@en dies'es 
BlIil1desogesetzes vollstreckt wel'den. 

(4) I?,er Schluß der Ven<>otelog,eruLlllg ist zu ver­
k'Ümidien. Die Venl1telllgerung wi'l'd :audl gesdlios­
sen, sobald der erzielte Erlös zur Befriedigung 
hinrcicht. 

§ 49. Ober den Ver:s,teiog,efUlIlig:stermin i6t ··ein 
ProtokoH aIU,fiZlUuehmen; ,es ttl'at ,in6hesondere den 
Namen des vonstl'ecker.s sOowbe di,e Zeit des Be­
ginnes dies Termi'fiie6, der AuHor.derulllJg zur Ab­
gabe VQn AIl!botelllJ 'lmd ,dies .schlus~les .der Ve:llstei­
ge.numog iZU ClIlItha;1ten. Außelldem 'sindll!eb~t den 
AU'S,11Ulf:sipreiJ~eI1i di'e ,erzioelten MeiS'tJbote U!l1d die 
Käuf eramJZugeben. 

§ 50. (1) Das Finanzamt 'kann, wenn ,di,6s allen 
Betei'ligten offenbar zUm VorteüI.e g,ereicht, auf 

, Ant1'1ag des Abg,aben6chuldners oder von Amts 
wegen anordnen, daß die gepfändeten Sachen, 
die nicht zu den i.m§ 38 hez,eichneten Gegen­
ständen 'gehören und hinsichtlich d.el'enauch 
k-ein übernahrns,antmg nam § 40 vorl~egt, in an­
derer Wei.s.e ,ah durch öffenot1)che Ve~steiog,erung 
verwer:tet wel'den; ,doch muß ,der Antra.g spät,e­
silens drei 'tage vor dem Ver$teig;er.ung's,~e'fn1lin 
get'ltellt weJ:1den. Der Verkauf aus frei,er Hand 
datf Hber,di,es nur gege;' entsprechende Sticher­
he~tsleistung und bei ZuS'icherung de6 namhaft 
g.emachten Käufers, ,den bestimmten :K,a'u,fpreis 
zu bezahlen, angeordnet werden. Wird die Sicher­
heite:rlegt, so ist der Ve~t,e,j,gerunglStermin ,ab­
zucetZen. Hinsichtlo~ch der Sicher4,eitsle1stung sind 
di·e Bestimmungen des § 40 sinngemäß oanzu­
wenden. 

(2) Das Fi,nanza.mt :kann weiters von Amts 
wegen oder aUlf Antmg 'anordnen, ,daß Sachen, 
für ,d!~e bei .derr- Ve~te·ig,el'ung da;s g'eTiingoste Gebot 
nid1Jt er,l'eicht wurde, in ,anderer Weise als durch 
öffendichle VerSltevgerung v,erwert,ec werden. }e­
doch .darf bcicLieser V,erwertung nicht umer die 
Hälfte des Schätzung6wertes ·und bei Gold- und 

SUJ1bers,achen, falle der Meuallwert höher ist, nidt.t 
untier diesen hemhgegangen werden. 

(3) -Du,rch Verordnung können besondere Bin­
richtuno<en behufs Verr-wertung von P,faoos,tücken o • 
g,etroffen werden, für die bei der Verste:tgerung 
ein den Aus.rufsprew ICiNetichendes Anbo;t nicht 
ahgoegeben wur,de. 

(4) Das Finanzamt kann ,auf Antx,ag oder von 
Amts weg,en v,erfügen, daß Pfandgegellilotände ge­
rüng;e'ren Wertoes ohne vorau'sgegangene be/lon­
ciere Bekanntmachung ihrer Ve.rsteigerung bei 
einer gegen einen anderen Abß1abellilchuldner an­
heraiUmten und bekanp!1Jg,emachten Versteigerung 
'v,ersteig,ert werden. 

Verwendung .des VerkaurfseifIölSes. 

§ 51. (1) AlUS ,dem bei ,der Verste1ge11UnJg er­
zidoen ErWs,e, e!~nsdi~eßl:,ch cLer g.emäß § 40 oder 
§ 50 verfalienen Sicherheit, hat der Vollstrecker 
den nach AJbzug ,d<er VersteigefUlllJg1s- und 
SchätZ!ull1:ß'skoscen eriilbr.ilgenden Betralg ,dem 
Fmmzamt zu übergeben. 

(2) Das ,Fin,anzamt hat zunächst di'e Gebühren 
und Kosten ,des finanzbehördlichen VoHstrek­
kungsverf,ahrerus (§ 26) zu bel'icht1gen und .den 
R,est auf .die Ahg.ahenforderung zu ~err,echnen; 
hi,erüber ist dem Abg,abmscllUIdnerein BesQ:teid 
zuzusteUeru. 

(3) Die Bestimmurugen ,der Albs. (1) U!l1Id (2) 
gelten s1ll!1llJgemäß für dlioe Vel1We11Ioolnlg ebnet'l auf 
,a'ndere Alrt erzüdten Edö&aS. 

(4) D nitre kÖ:nJnenilhr lbeS'.5eres Recht Inu'r im 
Wege ,der Klalge ,geltend mach,en. 

Aus s chI u ß von R e c h t s m ~ t tel n.' 

§ 52. Gegen Boes,ohe::ldeuinld' Verfüß'UlIlgen, 
durch welche diie Verwahrung gepfändet,er Geg,en­
stände, ·deren Schätzunlg VOir ,dem Vers'Üeigel1U1ll,gs~ 
te:rlmilne, dfoe übef1slenoolrug an elimen landeren 
Ort zum Zwecke des Verkauifes oder .die Ein­
beziehungd~r gepfändeten Gegenstände in ·die in 
An~oe<hlIn!g ,amIderer Pf,am.dstück.e ibewliUbgt,e Ver­
ste1gel'UIn,g aJll:ß1eQrdnet oder ein Verwahrer er­
hlamJilt wind, lferflJer gegen den Bes,chei,d, welcher 
den Versteilgoef'ulnrgs.tellmm hestimmt, fi·ndet ein 
Rechtsmiot!·el nicht sMtt. 

III. Abschnitt. 

Vollstreckung auf grundbücherlidl nicht sicher­
gestellte Geldforderungen. 

A rh e~, t s e ~ n k'Ü' m me n. 

§ 53. (1) Arheit~ellnkommen, da's in, Ger1d zaihl­
bar ist, kamm, nlUl' na,ch Maßgalbe .dier ·foIgenden 
Besuimlffiungen Ig;elpifänd.et wef1den. . 

(2) Alibents'e1m(kommen ~wIlld die Dienst- urud 
Versol1glUngsioozü,ge, Ar!heits- u!I1id D:.enstlöhne, 
RurhCig,e;1der 'und ä:hllll1m,e n,JJch ,dem ei.n:stweiil:~gen 
oder dauer'nelJen Au&S,chciden aous dem Dienst­
oder A1"beitsverhältnis. gewährte fortlaufende 
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Eilruküniftc, tfoel1nier llirute!1h1~,eibenenlbezüge sowie 
sOl1iStilige Vel1gütUll1l?ien tür Dielli'ltleistungen aBer 
Art, ,die .die Erwerlbstätlugkeirt des Aihg,alben­
schu'l.dncn; vollständüg oder zu einem wesent­
lichen Teil in Anspmch nehmen. 

(3) Die PHinld'Uing .ctesil11 GeLd zaMbaren Ar­
beitseinkommens er,faßt ,aUe Ve~g!Ütungen, die 
dem, Abg~Jbenschu~di11e,r llUS cber A~be:its- od'er 
D1en&d.e;swng zusoehen, oooe Rücks~cht a'Ulf ilhre 
Benenniunig oder Beredtnurugs,art. ~, 

Dem A r he i t sei TI kom m ,e n g 1 e ich g e­
s teD '1 te ,B e z ü Ig ,e. 

§ 54. Die .f:ür '&u" Arib<eirs<CIimiko\l11men er!lllS's,enen 
Vorschriften 'g'e')ten:lJUich tfür iClEe folgenden Be­
züge, :&o,weirt süe rial Gewd zalhi:!ba,r <s~rud' 

1. Bezüge, die ein Dienstnehmer zum Ausgleich 
für Wettqewerbsbeschränkungen für die Zeit nach 
Beendigung seines pien'stverhältnis6,es bean­
spruchen kann; 

2. Renten die auf Grund: von V,ersiicherulligs­
vertI1~gen g~äh:lit welioon, wenn dlies,e Verträig~ 
z'm Versor-g:ul11lg IdJeS Vers;,cher,uifllgsl11ehmers odler 
sei!1Jer unrteMalItlSlberedlitillgten Anlgtehöri:gen eiln­
g'Clga,ngen Sli[l!& 

U npptIl.dlb are B e züge. 

§ 55. Unpfändbar sind 
1. eror Hä:~fte ,diilC ,für dlie iLeis<tu~g vlOn Melhr­

aribeitsst:U[l!d:en rgez:lJhloon Teile Ides Al1belltse::ln­
kOimm,ens; 

2. Idlie Ifürdiie DalUer eil11C\'l UrJia:ulbC\'l ülber d:alS 
Aribelt'seinikü\l11\l11en himaoo Ig<ewä\hrt,~n Bezüge, 
S(JlWiie die di,es,en B.e:zÜlglem gesletz,lich IgJ.cü,chge­
s,teLlten, ,aus AillJJaß eines Urlaubes gierwähflte11J 
besO!l1Jderen ZUwe:n:ruoolgen, f,erner Zu wendung'en 
au\S An:,aß eioos beslOnd'eren Hetriebs,ereigni,sses 
und Z·uba:gen für ;Lan&jährÜigle D.i,emstle~srtungen, so­
weit sie den Ra·hmen ,des übHchen nicht über­
s,neligen; 

3.' Aufwandsentschädigungen und sonstig,e 
soziale Zulagen für ,auswärtige Bes.chäftigll'llg, das 
Entgelt für selbstgestd~tes Arbeitsmaterj'al, Ge­
f,ahrenzulagen und ähnl,ich'e, durch Verord:nung 
zu bezeichnende Bezüge, soweit sie durch Gesetz 
oder Kollektivvertra:g (Tarifordnung), >durch 
Arbeitsmdnung oder durch Dienstordnung (§ 200-
des Allgemeinen Berggesetzes) f,estgesetzt sin.d 
oder den Rahmen ,des Üblichen nicht übersteigen; 

4. Weihnachtszuwlendungen bis zum Betrage 
der Hä,~ft,e ldies mOlnatl:iichen Anbe:.cseinkom\l11ens, 
höchst,ens aber his, zum Betrage von 45005; 

5. Heirats- und Geburtsbeihilfen; 
6. aus Anlaß von Kriegsbeschädigungen Zuer­

kannte, Zulagen; 
7. Erziehungsgelder, StuldEe!lllbeilhi1fen urud 

äh:r.lIid1te B.ezÜige; 
8. Sterlbe- !Ulrua GlnialOOnbezÜJge. 

B e,cl i 'l1' g t P ,f ä nd Ib a l' ,e B e z ü g e. 

§ 56. (1) Unpfändbar sind ferner 
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1. Renten, ldie we!gen einer Vter'letlZJU:111g des 
Körpefls oder ,der Ge5'U!l1Jdlhe:i:t 2'JU entflichten s~nld; 

2. UllIC!eriha!lcsrenten,dliea:uf Igeset:z:li,cher Vor­
schr~f.t beruhen, sowie .die wegen EntZ:IMUll1lg 
ellnlCr soLchen iFoI1der:unlg zu .entri,chtenden 
Renten; . 

3. fürt'laufend!e Einkünfte, dii,e ,ein Schuldner 
llUS Stt:lf,tUll1lgen ,oder sonstarulf Grund der Für­
s01'!ge iUlmd iFli~iJgelbi,gkeit e~nes Dr~tten od!eraUlf 
Grund eines A1tenteilis od!er AUi~gIC!aings(AU's­
zugs}vertrages beZlieht; 

4. Ifür,tJ1,a'U1fende BezÜ!gte atus Wi1Jwen-, Wal:sen-, 
Stertbe-, Hiilifs- 'UIl1IdJ Kram.ke11lkalS~en" die aiUJS­
schließEch oOOr zu einem ;wesentli,chen Tein zu 
U!l1Jterstüt;zwnlgsIZJwleckem. gewährt wenden. 

(2) Dilese Bezüge kÖilli11en ,nach dien für IAribei,cs­
c:inikommen ,geihencten V;orSichfl~ften gepfäncbet 
wer,den, wenn IdEe Y,Ü'lrrstreck~lllig in da's so,rus.tilge 
bewe;gllhche Vermögen 'oos Albgalbens.chulldners zu 
einl,er yollSltä:ndiJgtem Befflied:igwlig nicht geführt 
hatt oder V'oralU:ss~,chtl:~lch ,nicht f.ülhren wirdUlnld 
wenn nach Iden Umst;inden ,des FaUets, imsbeson­
dere na,chder An ,des hei:zu treibenden Anspruchs 
und der Höhe ,der ,Bezüge; d~e Pfändung .der 
Billigkeit entspricht. ' 

Plf äillldJUl11lgss c hutz Ifü rA ribleli es e i d1-

k <0 \l11 m e n. 

§ 57. (1) Arlbcitslelimlkommen UtIltedie'gt ni,cht 
oor Nä'ndung bei AUk'i'zah!unlg Ifür Monate oder 
.Bruchtei~,e .von Moruat;en in Höhe VOn 400 S 
moruatLich,bei All'sZJahlruntg für Wochen m Höhe 
von 90 S wö ehen t1ich, bei Aus,zah:ung .für Tage 
in Höhe vün 13 S täglich und, soweite~diese Be­
tr;]ge überst.e:gt; zu IcLrei Zerh.rutel ,des Merh.ribe­
tr:<l<gIS. 

(2) Gewälhrrt loor Albigalbenlschrw100er sci,nem 
Eheg,atten, eiinem hüher,en Bhegatten, einem Ver­
w<lt11JdtelI1 oder em!f\l11 unerh.eC.ichen Kilmd Unter­
hal!t so. er!haht sUch Id!er 'Ull,pfändlbare Teiil ·des 
Mehribetl'ialgl'ifür jede Person, lder Unte.r1hailt ge­
w~hrt wird, U\l11 eI:n weiteres Zehntel, mindestens 
um 45 S monatlich, 1,1 S wöch,entlich, 1'50 S tä;g­
lich, höchstens um 150 S mona~lich, 36 S 
wöchent}i,ch, 6 S täglich. Der hiernach unpfänd­
bare Teil ,d:esMehrbetrags ,ctarf jedoch neun 
Zehntel des Mehrbetr.a'g$ bis zu 300 S monat­
lich (70 S wöchentEch, '10 S täglich) und ,acht 
Zehntel des weiteren Mehrbetmgs nicht üher­
steigen. 

Be re eh nun 'g td e s p f ä Il! cl b ,a 'r e n A r­
h ,e' i t S ,e i n kom m e n s. 

§ 58. Für die Berechnwntg des pfändlb<llr.en Ar­
b{'!itseinlkommens 'gilt !foIJgendles: 

1. Nicht mitzurechnen slind ldie nach § 55 ent­
zogenen Bezüge, f,emer B,etra:ge" Idie unmittelbar 
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aUlf Grurud steUierreehtllldJe:r ,oder so;::i,aJreeht-1 i\ n de run. g cl e rUn p f a,' n d b r.! r k e i t 6-
Lieh,er Vorschriften zur ErfüLlung gesetzllicher vor ,a u S s ,e t z u n gen. 
V,erpflichtun.,;,en ·des Ab~benschu,ldners a:bzu- §. 60 'I>I.J "'eh d' V f" d' 
f'''h 'd D: B" k" d ch V . nnUJern 'S1 ,'Je Ol1aUlSiSetzung,en ucr Je 
Ul'en SJln, ,.,esen etragen onDen ur er- B d; f" dbar T '1 d Arb' 

ordnung Beträg,e gleichgestellt werden, die der :emkeSlSung , es uhnp and,' F~n Cl 'S ' eS
f 

A ,e'lts-

Ab b eh 'ld f"ll"h l'eh eJn ommens, 60 at a:s manzamt Q.u ntI1a.g 
ga ens u ner zur Er u ung a n Jer Ver- cl Aib b ch ldl cl Pf" d b ehe' d 

pflichtunO'en laufend aufzubrinO'en hat ·es ~a ensl u' .. nlers ·en an ungs:s .JI 
b b' entsprechend ZIU andern, Antmg.shecr,echtQgt ust 

2. Mehrere Arlbeiuseinkommen sind Ibeli. der a'Ueh ein D,Pittler, dem der Abg,ahensehuldner kr.aft 
PlfändUilllg zu:s,ammenzureehhen. Der ullllpfätrudbalre Geset:oes U nt.erhalt zu ,~ewähren ha:t, Der Dr~tt­
Grundbetrag ist in erster Linie dem Arbeitsein~ schuldner1ann nach ,dem Inhalt des f:rüheren 
kommen zu enunehmen, das ,diie we5entt1i,che ~fändung5bes.chei,des mit be.fr,eiende,r W~rkung 
Grumdl:l1~ ,der .LebenslhailtUing ldieS AlbgaJb.en.- Le~sten, bis i~m .der Änderun~shescheid zugesteHt 
sdlul.d·1Wrs :bÜlIcLet. Wlill'd. 

3. Erihä:ltder Albg'alberuchuldner 1lieiben se~nem 
inJ GdJd za:hl:baren E1JlJkommen weh Naturail­
~.ci~tulnlgen, S'o sind GeLd- umd NaturaHei!s.tJu,rugem 
zusaffiJmeJ1JZurechnen. In Idliesem Failil ist der in 
Ge~d' 'zalhlbare Be'tJra'g :imsoweht pfä:nd/b.ar, a:h der 
nach § 57 'llJnpfä'ndibare Teil, ,des Geslarrntei:n~ 
kommens ,dJur,ch den W ~tt lder 00m Albgaiben­
..,dnödner verlb:lailbenden "farmailleilS.t1.lIIlIgem' ge­
deckt i~It, 

4. Da,s ·derBfätnduTiig ooterLiIfjg'wdie Ar'bei us­
emkommende.s Ahg'albens,chuldne,rs ist für dJie 

, Berechruuilllg ,dies pfändbaren Te~ls bei Au'szaMul1lg 
für Monare aiUlf einelmcrurch 2 S, be~ Ausz:l1Mumg 
f,ür Woehlen a'ulf ei,nen .durch 0'50 S und bei 
A'Ui~zaihlu:ng für Talge ,a;Ulf einen .durch 0'10S 
teliLbar,elIl Betnag l1I:l1chUJnten ·alb:ourunden. 

5. T.rifft ei,ne BfäniCliUIl1Ig, eime Aibtret'urug oder 
eI:ne sonlslti:gle Verlfü,gunig wegen ei:l1elS oder äm § 6 
der LOlhnpfändunlgs'vewl1dnulnlg bezeichmeten An­
~pr·üehe mit eimer Naindurug wlelgen ei,nes sonst::lgen 
Arusprueh~zus,atrnmen, so cs':il1Jd a'U!f ,dlie Unter­
hallus,wsiprüch.e ZJUIllächst ,dIie Igemäß § 6 der Pfän­
dung ßJn erweitertem Umfw,g 'Unterliegenden 
T,eae des Arbeitseinkommens zu verrechn,en. Die 
Verred1.llluillig ,nimmt ,a'llif IAinltraig ein:es Beteiligten 
das Vo:,Ist,reck~ufnlgsg.er:j.cht vor. Der DrittsichUlld­
ner kWIIl, ,slo:~ange 1hm, eine Entscheildunlg des 
VoUstr,eckUin,g\s'ger.i,chts rucht zug,e5tellt ist, l1Iach 
dem Inha1t lder lihm bekannten Pfändu'il'gsbe-
6chl:üsse Abtr,etumgen und sonstige V:erfügungen 
mi,t befreilender W:i'rkl\lllllg Jeis,ten, 

P If ä n' d luJ nl g s s c ;h u t z .i n A u; s n ,a h m Ifl­

!fäHen. 

§. 59. Dals Flinlalnlzamt kann ,deun Albg.aiben­
s.chul:ldlner alUlf Amrag von ,dem nach .den Be­
Sltimm'Ulnl~des § 57 pfälIlldlbaren TeI:J semes Ar­
beLt&e~nkommens :l'll'slIl:alhmsweise einen Teil be-
-lassen, wenn dies mit Rücksicht ' 

a) auf besiQn,d,ere Bedül1fnJisse ,des Ahg:llben­
·.sd1:ul:,dmers :l'UlS persönllidlen oder beruf­
K,chen GrÜl1Iden oder 

b) alulf besiQlnldlers 'Ulm'fang~!ie1che gesletzl:iche 
Un'berihalrsipfl.i,chten des Alhgahenschulldners 

geboten is:t, 

M.i t tel b ,a r ·e, s A r Ib e li t ,S ein kom m e n. 

§ 61. (1) Hat sich ldea- Empfänlg'er der VOm Ab­
gabenschuldn.er igeJ,e;i~oeten Alrbeiten oder Dienste 
verpflichtet, Leistungen an einen Dritten zu be­
w~r:ken, ,die naJch Lag,e der Verhältn:iss,e glanz oder 
te'tlweis,e .eine V'e1"gütung für die Leisoung des 
Abg':l'benschul.dneil'S ,daJrnoeUen, S'Ü ~ann der Aln­
spruch des Drittl>erech,ti.glten ünsoweit Ialuf Grund 
des Schuldtitels gegen ,den Abga:benschulclJ1Jer ge­
pfändet werden, wile wenn der Anspruch dem 
Aibgahenschuldne,r zUStände. Die Pfändung des 
VergütungSlanspruchs ,des Abglabenschuldners ·um­
faßt ohnle ·we~teres den An'spruch dies Drittber:ech­
t:i.gten. Der Pfändungs:b:esche,id ~st dem: Dritt­
berechvi,gten ebeI1lSo Wihe dem Albg,abeI1lSchuldner 
zuzusteHen. 

(2) Leistet der AbgubenschuLd'lleil' cinem Dritten 
in ein.em ständigen V,erhältruis Arbeiten oder 
Dienste, ,d:i.e nach Art und Umfang üb~che1"Wei.se 
veI1gütet werden, unentg<itEch oder gegen eine 
unv,erhälmismäßig ge1"lng,e V,ergütung, 6'0 .g,ilt w 
Verhältnis zu dem Empfänger ,der Arbeits- urid 
Dien"t1eistung,en ei.ne angemessene Veil:1gütung .als 
geschuldet. Bei der Pr:üfu:ng, ob di.es,e Vor.aus­
setzungen v'Ürliegen, s'Owie bei de,r. Bemessung der 
Ve.!'!gütung ist auf .alLe Umstände des' Einzdf.alls, 
inshesonder·e ,cLi,e Art ,deir Ar:be]os.. oder iDienslt­
lei6.tung, dte v'erw,andts,chalft!~chen oder sonstigen 
EeZJi,ehung,en zwischen dem Dienstibeil:1e,chtigten 
und.dem Dienstverpflichteten und ,die wilrts,chaft­
Jliche LeistJungsfähi.gkeht des Diens,tberecht1gten, 
Rücksicht ZJU nehmen, 

So nderf ä lle. 

§ 62. (1) bit eine nicht w~ederk,ehrend zahlbare 
Vergütung für persön1idJ ge~eLSbete Arbe1ten oder 
Dienste gepfän,det, ISO hat das Fina'neJamt; dem 
A bgahenschuldner auf An tmg so ",iel zu bedassen, 
ais e;r während e·ines r.mgemeslsenen Zeit,mulThS für 
seinen notwend~g-en Unt.erhaJt und den seines 
Ehe,~t1Jen, seines f.rüheren Eheglatten, Sleiner 
umerhalt9ber,echtigten Ve:rw,andten oder eines 
unehelichen Kindes bedarf. Bei der Entschfl:dung 
sind die wirts,chaftlichen VerhältniSSe des Ab­
g,abefu;,chuMne:rs, insbes'Ündere 51eine sonsti,gen 
V.er.dienstmögLichkciten, fl"iei zu würd~g,en. Dem 
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Ahg,abensdluldner ist .nimt mehr zu hela,ssen, als I dung dadurdl, daß das Finanzamt dem Dritt­
ihm nam freier Schätzung des Finanzamtes ver- .smuldner verbietet, an den Abgabensd1Uldner zu 
bLeiben wÜlfde, wenn s,ein Arbeit~,ei.nko11)111en ,aus bezahlen. Zugleim ist, dem Abgaben.smuldner 
Laufe:ndem Arheits- oder D1enstlohn b~tände. selbst jede Verfügung über seine Forderungso,wie 

(2). Die Vorsmr~ften des A.,bs. (1) gdten ent- über das für diese:be etwa hestellt,e Pfand und 
6p1'1emend für Vengütung,en, dJie, ,für die Gerwäh- insbesondere' die Einziehung der Forderung zu 
,rung von Wohngdegenheit oder ,e~ne sonstige untersagen. 
S;tchbenutzunJg ges'chu<ldet w.e:rden, wenn die Ver- (2) SOwohl dem Drintsmuldner w1e dem Ab­
gütung zu einem ,nimt un w~entlimcn Teil aI.s gabensdlJuldner ist h~ehei mitzutdlen, ,daß di,e 
Entgelt fü'r neben der S,ambenutzung g,ewä'hrte RepubLiköst'erlfe:im ,an der bet.reftenden Fonde­
Diens,tl"istungen lanzusehen 1St. rung ein Pfandrecht ,erworhen ha-r. Die Zusuel-

(3) Dje Vo,tsd1rlift,en de,s Gesetz~ ü:ber :d1e lung d~ Zahlungsvlenhotl'i ast z'u eigenen Handen 
vorzunehmen. Heimarbeit bleiben unberlührt. 

§ 63~ Amprüche lauf den Pflichtteil 0, der auf 
·Schmerzensge1d, sow.eit sie rucht durm' Vertmg 
o,der V,engIeim .anerkannt odelr gerichtLim geltend 
gemamt worden sind, So,wie Naturalver,gütungen, 
d~e emem Arbeiuuehm,er in Iml.dwi1"ts.chaftLichen 

'B,etrieben g,e:währt wer,den, sind der PfäI1dung 
n1i,mt unuerworfen. 

- Zw,ingendes Recht. 

§ 64. (1) Die Anwendung ,dtlr rnn den §§ 53 ,bis 
63 ,angeführten B,e~t.immungen kann durm ein 
zw1smen dem Abgabensmuldner UI1d der Repu­
bhl: östeneim glCtl"'offenes ÜbereJinkommen 
weder au,sg.eschl.os.sen Do,m beschränkt w;erden. 

(2) Jede ,di,es,en Vons.chrift,en w.iderspr,emende 
V.erfügung durm Abttretung, Anweisung, Ver­
pfänduin'g oder dur,m ein landeres Re'mtsg,esmäft 
ist o,hI1c r,echtLime Wirkung. 

(3) Di'e AU'f'remnung gegen ,den der VoäLst>rek­
kung entzog,enen T eiJ der Forderung üst, ,abge­
sehen vo,n den FäHen, wo, I1ilm Ibereit.s bestehen­
den Vo,1"S,mrüften Abzüge o,hne B,esdlränrkt1l1g auf 
den ,dtlf Vo,ll,stneckung unterliegenden Teil gie­
stlatt,et sn1'1d, nUr lJuläs,s:g zur Einbril1i~ng e,in~ 
Vorllmusses, einer imremt1ichen Z'uslammenhang 

(3) Di,e Pfändung ist mit ZusueUung des Zah-
fungsverbo,tesan den Dri:ttsmuldner ,als bewirkt 
anzusehen. 

(4) Der DrittlS,chu'1dner kann mrlS Zahlungsver­
bot anfechten. 

(5) Ein für di,e gepfändene ,Fo,rderung :hestdl:t~ 
Handpf,and kann ,in Ve,rwa'hmng genommen 
wel1den .. 

§ 66. Wi.rd auf eine Geldfo,rderung Vo,lLstr,ek­
kung geführt, die dem Ab.gabensmuldner wider 
die Republik österreim o,der einen unter öffent­
lidler Verwaltung stehenden Fo,nds gebührt, so, 
ist das Zahlungsverbot der Behörde, die zur An­
weisu·ng der betreffenden Zahlung berufen ist, und 
audl dem Organe (Kasse oder Remnungsdeparte­
ment, Red111ungsabteilung), das zur Liquidierung 
der dem Abgabensd1Uldner gebührenden Zah~ung 
berufen ist, zuzustellen.' Mit' der Zustellung des 
Zahluntg,~verbotClS ,an ,die anweisende Behöl'\de ist 
die Bfändung alls hew1rkt ,anzusehen. I!nwief,em' 
das liquidierende Organ info,lge eines empfan­
genen Zahlungsverbo,tes die Auszahlung fälliger 
Beträge an den Abgabenschuldner vo,rläufig zu­
rückzuhalten befugt ist, bestimmt sim nach den 
dafür bestehenden Vo,rschriften. 

stehenden GegenJo,ll"detiung oder einer Smaden- § 67. (1) IDie.Pfändung 'Von Fo,rderungen au,s 
ersatzforderung, . wenn der Smade absichtlim zu- Wem;;eln und anderen P,ap1e.ren, wcld1e durm In­
gdügt wurde. dos/i,ament übertr1a>g,en werden können, sowie ,"o,n 

(4) Die iBelSchränkuDlg,en der heiden vo,rher- Forde.ru.ngen ,aus nicht indoss,ahlen Smecks, ka:uf­
gehenden A:blSätze :gelten nicht für dUe U{ § 63 männismen Arrw;ei,sungen und VerpflimtUlligs­
bezeimneten Ansprüche auf den Pflid1tJt,eJ und scheinen und aus BinLagehüchern von Banken, 
auf Sd1merzemgdd. . Spa.r- und Vo.l"sm'ußkailSen sowie ,aUl'> Lebensver-

(5) iEi,n übereinko,mmen, wodurch einer Forde- 6icheru~lgspo,'1~zzen, ,di~ .auf ,den Inha~etr oder 
rumg bei iJtiie:r iB,eglründung oder spät,er die Eigen- Obel"'brmger 1!,auteI?-, Wird :da,durm beWIrkt, daß 
schaft ,einer Fo,rderung ,ande'Der Art 'bei,gdegt I der V:oillstr,ecketr ,di'~e Bapl'er,e zufo,lg,e. Auftrl~?es 
~d, um ",,:e ganz oder te~~wcis,e deli" Voll~8tr,ek- des F'lnanzamues uI?-t,e'r ;\utfnahme ,e~e~ .Pfan­
kung oder der VeramchLagung bei Berechnung dungsproto,ko11s ,an slLm mmmt und beun Flnan'Z­
des der Vo,lilst'I'eckung un:r.erJi,egenden Teiles vo,n amt ,erlegt. 
GooalIDtbezügen zu entziehen 'i.St ohne a.-emtliche (2) ,Für ,em,e spä}t:;er,e pfändung denseLben Forde-
Wi,rkung.·' trUll1g gih di,e B,~t'immung des § 32. 

I (3)' Präs'eDJUltionen, Prote,sterhebungen, Noti-
P f ä nd u ng. fikatio,nen und s-onstige Handlungen Zur Erhal-

§ 65. (1) Die Vo,llstreckung auf Geldforderun- tung o~er Ausübung der Remte aus' den in 
gen des Abgabensmuldners erfolgt mittels Pfän- Abs. (1) bezeidmeten Papieren sind, inoolange das 
dung derselben. Sofern nicht die ß.estimmung des Papier beim Finanzamt erliegt, zufoIge Ermäd1ti­
§ 67 zur Anwendung kommt, gesd1ieht die Pfän- , gungdes Finanzamtes durch den Vollstrecker an 
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Stelle des Abgabenschuldners vorzunehmen. Die I (3) ErfoLgt dLe Besitznahme d<er ~m Ahs. (1) be­
Ermächtigung, solche Handlungen mit Rechtswirk- zeichneten Papilel'e gLeichzeitig zugunsten mehre­
sam'~e'tt vorZIunehmen, kann dem Vol1stJl'ecker rer For,derungen oder kommen mehrere Zah­
von Amt" wegen O'der r.lou:f Amr,a,g des Abgaben- lung,sverlbote dem Dmttschuldner ,am nämlichen 
schuildners ertetilt wel'den. T,agezu, so !Suehen die hiedut'lCh begründeten 

(4) Insbesori:d:el'e kann der Vollsorecker vom ,PIandrech-te im R;tJIlIge einan.der gleich. Bei Unzu" 
Fiu,an:ZJamt, falls Gefahr im Verzug;e i'st, ermäch- läng1ichkeitcles @epfändeten. Anspruches .sind so­

cLanndi:e z,u volktrecken.den FOliderungen samt tigt we.l'den, di,e fällige For,derung ,aus eiruem der-
a.rtigen he;:m F~nanzamt ,ediegen.den Papier 00- Nebengebühren nach Verhältnis ihrer Gesamt-

h ' b . beträg:e z,u he11ichti.g.en. . zuzi'e ,en.. Die ,eingehenden J3,eträge 6lnd e'hlll ~ 

Finanz,amt zu hinterlegen; das für die Republtk § '70. (1) Da:s 'F~na:nlZ;tJmt kamJn ~ Dritt-
Osterreich ,an der FOl'derung begrün.cLete Pf,and- schuJIdJner aU!ftr3igen, s~;ch IbilDlnen Vlierzehn Tagen 
r,echt ,erstr,eckt s~,ch ,au!f .dües,e Fortlerungs,eingänge. darüber zu erklären 

(5). Wenn die EinkLagung der Fo.l'derun.g zu.r 1. oIb I\IJDld lia1iWieweU:t er ~dIie gepfä'Dldete Fonde-
UnterbflechuDlgd:er V,erjährung oruetr zur Ver- I1"U!I1ig ,als beg,!"Ü!rl!det ,merklemnle UIIlJd Zalhl'UIllIg 
mei·c1ung tSonst'ig'er Nachtei'1e nöti,g e'rscheffit, hat zu dJe1s·ten ibereit sei; 
das Bezirksg.ericht, in dessen Sprengeli ·d;tJS ,die 2. ab UIllId v.an! welch'en Gegenle,Üs,tulligen @CIine 
Vollstreck'ung führen.de FiinanZJamt ~e'gt. aJuf Za.hllungspflichtaJbhänlg.ig sei; 
de,ss,en Antrag zu ,dj,e.sem Zweck einen Kuraoor 3. db 'u!ll!d weLche Anspruche mdere PeflSonen 
z'u bestellen. aiutf clie g~fä1lldiete f'Üflderunlg erh~ben; 

§ 68. (1) Das Pf,aindnecht, weLches durch die 
p'fän.dung ei,ne1" GehaWt6rfor,deru·ng oder einer an­
de'nenin fortlhufenden B,ezügen he6tehenden For­
derunog ,erworben wird, eretr,eclq L!iich .auch .auf 
die naoch detr Pfändung fällig werden.den iBezÜ<ge, 
das ,an 'einer v,erzin,sLichen Forderung erwirkte 
PfandTecht auf die nach der ,Pfändung fä-Ing wer­
denden Zinsen. 

(2) Dwrch pfändung eines DielltSteinkommens 
wird insrhesondere ,auch dasjenirg,e Ei:nJkommen. ,ge­
troffen, w~1ches der Abgabenschu1dner ~n!f.o1ge 
einer Erhöhung LS,einer ß.ezüg,e, unfolg,e überora­
gung ,eimes neuen Amte\<;, Ve·rsetzung in dn andre­
res Amt oder infolge V,enseezulfrg in den Ruhe­
stander'hält. DLi,es,e Bestimmun.g findet jedoch auf 
den FaH ·der Anderung des Di,en.stlherrn kein.e An-

. wendung. Sinkt das Dien..,te!in~ommen unt,er den 
der Vo:htr.eckung ünterlieg,enden Betlnag, e1"reimt 
es ,alber innerha,lb von fünf }ahren wieder .d:e:sen 
Betmg, ISO' er,stfleckt sich die Wirbam~e~t de.s 
Pf:mdr·echt,es , .. uch ,auf die ,erhöhten B·ezüge. 

§ 69. (1) W,ird z.u v,011Sch:edenen Z.eiten die 
I Pfändung .de:rsdlben Forderung erwirkt, sO i.st für 

, .dIie B,eur1tJeilung der Priorrität der hiedurch erwor­
benen Rechte bei Ford'eruDlgen laUiS den im § 67 
bez.eichnet,en Papieren der Ze;tpun.kt maßgebend, 
in derii ,das P,apier: vom VoJJ1str,ecker in Verwah­
rung :genommen oder di,e ISpäter,e pfän.dung ,auf 
.dem hererts vorhandenen Pf;undungsprotokolle 
angemer~t wUI·cle. 

(2) In laUen übrigen !FäHen.ri,choet si,ch .die 
Rangordnung der Pfandrechte naoch dem Zeit­
punkte, ,in 'Welchem di.e zugunsten der einzelnen 
Forderungen erla~s.enen ZahlungtS,vrerbote ,an ·den 
Drittschuldner oder bei Forderungen an die Re­
publik Ost·erreich oder einen unter öffentlicher 
Verwaltung stehenden Fonds an die Behörde ge­
langt sind, .,welche zur Anweisung ~er betreffen­
den Zahlung beruf.en ist .. 

4. ob '1Jl11d weg,en we1,cher Anspruche ZUi~um5ten 
wderer Gl:ä'UlbiJgeraill ,der FOlldel1UI1'g ein BfaaJ.Id­
r.edlt beSitehe; 

5. ob und VOn welchem Gläubiger sowie hel 
we1chenn Gel'ichte Idlioe rg~lfä!ll!dJete For,derunlg ein­
gekl3.Jgt sei. 

(2) Der DritJtschuldner haftet .für ,den Schilden, 
der aU6 ein.er V,erwcigerung der ErkläJrung tSowie 
alts einer wi:ss,ent1i,ch 'UDlw,ahren oder unvollstän­
digen Eddäl1Ullljg entSteht. Dl<e:s List ihm bei Zu­
steJullig de.9 Auftnages bekannt zu geben. 

(3) Die tür ,den Dl1:ttschu:1,cLner mllit dJer Ahgabe 
der ErIk:ärutnJg venbUlIlJdenen KJOIsten silI1d eirn.s:t­
weillen VOI11 ,dJer Repulblilk ÖS,terre:,ch zu tr3.Jgen. 
Sie Ige1tena~· KOlSrten rdles V oO:'streckwDlgslver­
Ifahrens. . 

(4) Die vorstehenden BeS'timmu11lgen finden bei 
V o:lJl:sereckn.mg :lIurf FOil1dJerungen, welche d-em 
Abgabenschuldner gegen -die Republik österreich 
oder einen unter ,öff·entlieher Verwaltung.stehen­
den. Fonds zustehen, keine Anwendung; 

übe r w eis u n g. 

§ 71. (1) Die ,gepfänldlete GeLdlforcLenumg ~:St der 
Repub6:lk OSlterrcich :DJ;tJch Maßg'a;be .des lfür sie 
begrü'Dldeten Pf.a:n.drecht,es 'ulMer Bedachmaihme 
auf § 73 zur Eill1lzi'ClhIUing ZJU überweisen. Wenn 
an ·den Dl'11ttslchui:rdlDler. ein Aulftl13ig im S:111il1Je des 
§ 70 errg:mg, is'~ .mi.t ,der Oberwe:lS,umg bj,s ZOU'ffi 

AbLaUlfe der Außerungsfl1ist zu warten. 

(2) Grün.det s,1ch ,diie For,derunlg~urf ein. dmch 
Lnd!o$5iarrnent Ü'ber.tragib,aires P,apiier order [s't S.oiills,t 
der.en G~ltendmachung an den Besitz des über. 
dC,e FO'ndenul11lg erri.chtet,en PaipieflS gebunden, so 
l'St die Ülb~ei:slUl11lg ,nur ~'ffi Gesamtbetuge der 
geplfändleten .Forderung zu:lä'Sslilg. Dasse~be gilt, 
we11l11 ,dElC Igepifände'tiC iFontlrer:ulng ,aus lallidieflen 
Grü1lldien ilIl Aiwelhunrgder übertra:gulrug oder 
GeLtencLrn.a:ch1l!Ilig ni,cht teilIbar ~Sit. 
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(3) Die überweilSU!Ilig ge&chie!ht ,durch ZwstelJ:lunlg 
des überweisurugohescheides ,aln den Drit;ts·chuJ,d­
.nle!", beii Forderungen ,au's ~dlo!SlSablen Pap,ieren 
alber, sow:ie !bei FOlld1el"Ulngep.,deren Ge1tend­
machu.ng soruSt.an den Bes,itz des über .die Fonde­
l1Uirug err~chteten Papreres geburuden ist, .durch 
übel'gahe des mit der enol1de.rLichen schriftlichen 
Üiberur<1!glU!l1lgsel1kJlläruJrug versehenen PaJpier.es. 
Diese Üiher,tn~gwngser1k:lF.iruin,g ist VOiffi Fi!n<llnzarrnt 
OIder ~nl delS~en AUlhr~g V'OIffi VoLl~tl1eckera:bz'll­
geben. 

(4) Der Albgalbens.clmldiner ih<llt die zur Gelterud­
matchUl!llg der ülbePW'ieseruen 'F'ol1derung niÖtiilgen 
A'll'Skünlfte ;zu ertei,len und ,dEe iiJber die F01"lde­
rong vO!1handenen Ul'kunden her,auszugeben. 

§ 72. (1) Wil1d' IdJie ,zur Eilnz:ie>h<lIlnlg ü1berwiesene 
Forderurug ,auchvonmderen Personen ~n An­
spnuch genommen, 510 Ü&t ldier Dr;tts,ch'llIdner be­
fugt und ,auf Be~ehr,en ,eIDes überWeiS'llng,sg.räuhi~ 
gers verpflichtet, den Betr~a,g der ,Forde,rung samt 
Nebengebühl'en na,ch Maßgalbe i~rer Fä'lliigke:it 
zugun~ten einer .di,e~er Penonen beim Exekutlions­
gericht unter Bedachtnahme auf § 80, Abs. (6); 
in El'mmgelulnlg dnes sotkhen bei Gericht zu 
hinterlegen (§ 1425 a. b. G. B.). 

(2) RaiJ~s wegen iBezahlulngdle!" FOl1d1emrug gegen 
den DnittlS,chruMnte!l" Klal~n 31n1hänlg)g gemacht 
wUflden, ka;run ,dEeser fn!a'ch iBewirkunJg des ErJ.31ges 
beiun Ptiozeß,geridllt:e the,aJntra,gen, at\lJSdem RechtlS­
sitreite end<lls's'en zu wenden. 

§ 73. (1) Die OberiW"eis'umlg zur EiJruz~eihung er­
mäd1tigtd:ie Repulblik Osterfle:ich, namens ,delS 
AibgaibernchuMnters ",om D~ttsd;'ut1dner diie E.nt­
r~d'1tu'I1ig .des im überw,erisung'sbes,ch.e~d be2eich­
neten &tr.alges ,nach Maßg,abe ,des Rechtsibesta.!1Idies 
der Igep-fäinldliten iFondiemng ,und ,des Entrittes 
iih.r,erFätLli~eit "Lu begehren, den Eintritt ,der 
Fäl'lli,~e1t durch Eilnmahnlll'nJg oder Kürudi­
gung iheJ:1beJitzulführen, arlIe zu'r ErihaU:tulIllg u.nd 
AUlSiiJbum'g Ides Fonderurugsrechtes notwend:lgen 
Präsent,aci'onen, Protesterhebu:ngen, Notifikla­
tionen una sonstigen Ha.ndLu'ng,en vorzunehmen, 
Zahlung zur B,efriedigung des Abgabenanspruches 
und in Anrechnung auf denselben in Empfang zu 
nelhmen, ,dlie n:~ch,t rechtzelltilg 'UlIl1d! ondruunlgS-, 
mäßilg 'bezahlte Forderung gegen den Drntt­
schUlLdner <in Vertre:tJUlnlg ,des Albg.aJbens,ch.uMruers 
eLn'zukla.gen ,und ,das fü·r ,dJi,e überwies,ene FOflde­
fU'ng begründete Pf,andr,echt geltend ZlU mach,en. 
Der Üiberweisungsibestcheid ermächtilgt jedoch die 
Re:puMiIk Osrer.re:ich ,ruicht, alUlf RechnlUllig des 
AtIYgaibenschurldners' - Ülber .diie ZiUJr Ei,nz:.e:hUlI1!g 
ülberwies,ene Fondeoong Vel'g'leiche zu s,chließen, 
denn DrhtschuJ!,cLner Se!lrue SchuM zu erhlSsen oder 
dii,e EntlSchtelidlurug üiber ,den Rechtsibestantd" der 
Forderung 'Schi,e~richte<rn zu übert,ra.gen. 

(2) :Emwe!1ldu'nlgen, wel1che alUS ,denz'w~schen dler 
Repuib\lli1k Osterrcich UI!IId lellem Dri;tts,chuIIdlner he­
stehendetn recht~~chen Bez::elhunlgen entsprllingen, 
können der Klage 1111cht enngegenge.s;teJ1lt wenden. 
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(3) Ei'ne VOiffi A1blgalberusch'uMruer vongetIliOm­
mene Aibtretunlg ,der ülberiW"iesenen F,ond<erunlg 
ist auf ,die du'rch die überwe1sung begründeten 
&flllgnrllise der RepUlb:lirk ösrenreicch u!J]d' inshe­
soruderealu!f dier,en Recht, Idlie Las01linlg ,des Fonde­
rru:ng~gegeDlStmdes ,zu h~eihren, ohne Eiinfluß. 

(4) Dutch Idli<e ZaUt1U1!11g .des Driltts,ch'Uldners wir,d 
die FOr'dlenunlg his 2'JU:f Hölhe ,des nla,ch Ma,ßgalbe 
des Pfandr·echtes gebührenden Betrages getilgt. 

(5) Der Driitwchuitdner wir,d nach Verlhäknli!S 
der von ihm an den überweisungsgläubiger ge­
leisteten .Zahlung von seiner Verbindlichkeit be­
freit. 

(6) Die dem Dl'~ttschu1dtner erteilten Zahlungs­
besltätirgtUtnlgen halben ,dieSl(!~he W:irkUlrug,alls wenn 
sie V10ffi Aibg<llbeJ1rs,chuiMn<er seLbst aUlSlgega'ngen 
wä,ren. 

§ 74. (1) Die RerptulbJik Osterneiich, die Idfe über­
wde.sene FOlldrerung einklagt, hat dem AbglaJben-
5chul~dner ,wenn dessen W oIhnort bekanlnt und 
im I.nI~aJ11Ide Ibdiinrdll,i;ch ist, geniichtild,ch den St:ret:t 
zu veJ1kü:nden. 

(2) Die Ver:zölgerunlg dler BeitreillYllin,g einer 'Zur 

Ein'lJi,ehung übe~esenen FOl1d'erurug sowie dJi.e 
UI1lt8r!'alSSUIng ,der Streiitvel1kündElgung mach,t den 
Ü1hefiWei\\1l1ll1\golg:~ä'u1bitger,dJem' die F'Ül1def!Ulllig 
üherwi.esen WlUlroe, für .,allen ,dem Ahg.abenschu.1d­
nler sowie den übdg,en laUlf dieselbe Forderung 
VolLstreckung führenden Gläubigern dadurch ver­
ursachten Schaden haftbar. 

IV. Ab s c h ni t t. 

Vollstreckung auf Ansprüche auf . Herausgabe 
und Leistung beweglicher körperlicher Sachen. 

P f ä ud u n; g. 

§ 75. (1) Die Pfändung von Ansprüchen des 
Abg,abenschuIdneflS, weLche cLie Her,ausgahe urud 
Leistung beweglicher körperlicher Sachen zum 
Gegcnst:andte haben, ,enfolgt nach den . Vorsw]f­
tender §§ 65 bill 67. 

(2) A,uf die weit,eren VoL1s,creckurngsschr:ittte 
haben dile VOflS,chriften der §§ 69 ff. unter ß.e­
rückSii,ch6gung der folgenden BestimmUnJgen sinn­
gemäße Anwendung zu finden. 

B ,e i t r e i b u.n g. 
§ 76. (1) Wur,de cin Anspruch ,auf Hemus.gtabe 

oder Leilstung von beweglichen körperlichen 
Sachen zur Einziehung überWl1esen, so hat de'r 
Dr,juschuMllIer nach Faill:igrkeit ,des Anspl'u.ches­
d:i,e Sache ,dem Volhtnecker hemUlSzugeben. 

(2) Auf die Verwertung der gdeieteten Sache 
finden ,die S,estlimmungen iiber den Verkauf ß,e­
pfändet;er bewergilicher Sad1ien Anwendung. 

(3) Für di,e Verwendung des Verkau~6erJöseJS 
g,ilt § 51 sinngemäß. 

(4) § 72 gä,1t latlllch in bezug auf Ansprüche auf 
Hemustg,a:be und Leis.tung Ibew,egd.icher körper­
Licher Sachen. 
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A U 55 C h 1 u ß von Re c h t s m i 1: tel ill. 

§ 77. (1) Ein Rechtsmittel i,st unlStattnaft gegen 
Bescheide, welche ' 

1. dem Abgabenschuldner nach der Pfän­
dung ·die Verfügung über das gepfändete 
Recht und da5 .für ,di,e gepfändeue FOl"derung be­
stelltelPf,and unnel"Sag.en [§ 65, Abs. (1) und (5~]; 

2. dem Drittschu!dner diie Ahg,ahe einer Er­
klärung nach § 70 l3.uht;agen. 

(2) In betreff der Beschlüsse, durch welche dU,e 
Verwlahrung von Geg,enständen angeordnet oder 
ein Verw~rer ,ernannt wi'rd, geLt,en dllie iBe5t1m­
mungen des § 52. 

H. TElL. 

Sicherung. 

§ 78. (1) Au'f -Grund eines Sicherstell1unglS,auf­
trages [§ 16 des Bundesge~etz!es vom 

1949, B:G. BL Nr. , über di,e Vor-
aussetzungen der Einhebung von Ahgaben (Ab­
gabeneinhebungsg~etz - Ahg. E. G.)] kann Zur 
Sicherung von Ahg'alben und Alhg,a1beIlJStl'laf,en 
schon vor Eintritt der R,echtshaft oder vor Ab­
I.auf der fü[' di'e Leiitung bestimmten Ffi,st die 
Vornahme von Vollstr,eckungshandIungen lange­
ol"dnet wel"den. 

(2) Zur Sicherung kann nur die Pfändung und 
Verwahl."ung bewegil,icher körperlicher Sachen und 
die Pfändul,1g grundbücher:ich nicht sichergestell­
ter Geldforderungen und von Ansprüchen auf 
Herausgabe und Leistung beweglicher körperlicher 
Sach,en vorgenommen' werden. 

(3) Im übrigen simd die Bestimmungen des 
I. Teiles sinngemäß aJIllZuwenden. Dills: Bunde'S­
mini:sterium für FimJanz,en kann hinsicht:ä,ch der 
Gebühren und Kost,en des Si.ch,erstellur;.gsver­
fa.hrens von den Grundsätzen des § 26 ,ah­
weichende AnordnungJen üher die VoraU6-
setzungen ,des Eintrittes der Zahlungspflicht 
treffen. 

III. 'TEIL. 
Zusammentreffen einer finanzbehördlichen mit. 

einer gerichtlichen Vollstreckung. 

I; Abschnitt: 

Vollstreckung auf bewegliche körperli~e Sachen. 

§ 79. (1) Die Pfä:mliurug ,erfolgt ,c\lur.ch daJS 

Firuanzamt oder das Gericht ~etr,enlllt nach ,den 
.hidÜQ" 'gcltenden, Vorls.chniften. 

'(2) Das Filna:nLjamt hat von der Zustellung des 
ge111chtlichen Versteilgerung~,edikt.es oder eines an­
deren, e:'ne bestimmte Verwertungl~art anordnen­
den gerichtE,chen Be5,ch~u6,ses ,an da~ Verwertungs­
vel"hhren, s,oweit ,es ,die gleichen Sachen erf,aßt, 
dem Gericht zu überlassen. 

(3) Finanzbehöl'dlliche Pfandrechte 6ind .in diem 
illJ finanZJbehör.dlichen Vollstl'eckungwerf,aMen 
begründeten Rang bei der Verwendung des Ver-

kaufISerlöses durch dias Ger,ieht ,auf Anmelden zu 
berücksichtigen. Da5 F~nanLjamthat einen Ver~ 
k,awberlöszu Ger~cht zu erlegen, wenn an dem 
verlmuften Gegens1:,and ein ß,erichtlich:es Plfand­
recht begrüI1Idet waT; dile V,eroeiLung obliegt dem 
Gericht,e. 

(4) Di,e näheren iBestimmungen .luden Abs. (1) 
bis (3) werden ,durch V,erordruurug getroffen. 

11. A b s c h n i t t. 

Vollstreckung auf grundbücherlich nicht sicher­
gestellte GeJdforderungen und auf Ansprüche auf 
Herausgabe und Leistung beweglicher körper~ 

licher Sachen. 

§ 80. (1) Di,e Pfändung ,erfolgt Idlurchdas 
Fiman'ZJamt oderoos Gelricht getrennt ooch den 
hiefürgeltenden V OQ"schriften. 

(2) Insoweit ,eine' Forderung zur Einziehung 
einem Gläubig,er üherwiesen wurde, ü:St eine 
neuerliche üblH'wei6ung ,an einen anderen Gläu­
bigeT unstatthaft. 
. (3) ]oe,der G:äub~gler, für den die Fol"derung ge­
pfändet ü,st, krunn ,auf s,eine Kosten ·einem Rechts­
st'rcit de5 überweisungsgläuh1g,ers gegen den 
Drittschuldner .als Nebenintervement beitreten. 
Die Entscheidung, we~che in dies,em :R.echtsstreit 
über ,die in der Klage geltend gemachte Forde­
rung gefällt wird, 'i~t für und gegen sämtliche 
Gläubiger wirksam, zu deren Gunsten die Pfän­
dung der .Forderung ,erfolgt. 

, (4) Im F<JJlle' dler Verzögerung dier B,eä'breibung 
k,ann übercfu,e.s jeeLer andere ,aUlf di'esdbe ForeLe­
flmg Exekuü:on führende Gläubiger den Antr,a;g 
6'teJ1en, ,daß die überweisung der Forderung ,an / 
den s~um1gen G:äubig,er ,aufgehoben und -behufs 
Einzi,ehung ,der g,epfändeten Forde!l'U.tlJg vom 
Exekunionslgerichte ,ein Kunator he,stelJt wer,eLe. 
Vor eLer Entsch,eidung über e;nen solchen Antr<llg 
ist ,der hetreibende Gläu:biger ,einzuvernehmen, 
dem d1e Fol"derung überwiesen wureLe. 

(5) Von Amts, weigen oder aUlf Ant~lIg k3!nri 
2!ur Eitl1JZ:.ahulnlg dler FOI1derUing ei,n KU'l'ator vom 
Exekuwo.tlJSg,erjcht,e hestellt wel"den, wenn .d:ieselhe 
FomdeJ:'IU111g na·ch T eh1beträgen vers,chiedeI;1en G:ä<u­
bilgern zur Einzi,ehung iiberwL<C'sen wi,rd und s,ich 
diese über die ].estel1uulg eines gemeinslamen Be­
voNmächtigtenm,cht e:ni,g'en. Das we:,tere Ver­
fahren bestimmt sich nach § 315 E. O. 

(6) El1l~gt der Dr.ittslchU/Idner ,eLen Betmg. zu 
Gericht (§ 307 E. 0.), ~o s:n~ fin,anzbehördhche 
Pf,andr;echte in ,dem :im filll<llnlZhe1,J.ördlichen Voll­
streckulllgSl~erfahren hegründeten Rang heli. der 
Verrd'Ullig dU/rch dalS Geri.cht aUlf Anmelden zu 
berücksichni'gen. 

§ 81. Wurde :g1~mäß § 7 6 ,el~nle 'alU ,den Vo 11-
stredier heraus;gtlgelbene heweglliche körper'l,ime 
Slachev,erw,ertet, ~IO OOldet § 79, Abis. (2) und {3), 
Anwendung. 
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§ 82. Die nähel1en BOS'cimmrungen !LU ,den §§ 80 
und 81 w>erden ,durch Veror·d.ruurug getroff.en.. 

- IV. TEIL 

Vollstreckung und Sicherung' der nicht durch 
Finanzämter eingehobenen Landes- und Ge­

meindeabgaben. 

. § 83. (1) Für die VollSitreckun,g Ullid Sicherung 
,der Abg.ahender Läruder, .der St:lJdt Wien, der 
Gem~ndeverbände und .der Gettne~nden, die durch 
eIigene Orglane diJes,er Körpel1Smaftien ei:n~hoben 
wer,den, Ulnd für da·s ZuslanMuentreff,en der zu- -
gunst;en ,die6er Ah@aben gdühr'tlen Vollstrec\w'n.gen 
mit gericht:,ichen Vo\.Lsrtreckl\lU1gen sinlell ,die Vor­
\IIch:riften .d'es 1. hjs III. TeiLes ,diegeg Hau.pt­
stückes lSirm~emäßaI11,zuwenden. 

. (2) Es ge:ten hiebei ,di,e .fo1g,enden Ahweichunlgen: 

1. Beweihen,der . Gläuibi'ger ~t die albg;a:benbe~ 
recht,igte Kö~pers,maJt. 

2. VoI.!IS'treckUllllgsbehö~de i9t ,di,e mch ,dJo!IJ he­
sonder,en Vor·schriften mit der Vol:,streckung be­
traute Behör.d;e; si'e kann di.e Be:zirksverwlaltu:rugs­
hehörde um die DUJ.'Chfühl"\lJ!lJg Ider Voll6treckung 
e.l"sumen .. 

3. Ol,e jn Z. 2 be:zeichnctle BeMJ:1dle hat ,di'e 
Auf'glaben zu besorgen, die na,eh .dem I. bilS 
III. Teil di'es'q Haupt;stückle's ,eLen Finanlzämtern 
obliegen. VoUstreckumgsbehörod:e zweiter I1l6uaillz 
~t die .der VOollstreckun!g!sbehöl)d'e (Z. 2) im In­
stan;z'en21Ug vor.g<esetz,te Behör.de. 

4. Die in § 79, A~. (2), ,ellem FinanZIamt lauf­
e.l"legtle V erpfli,chtung, !dia,s Vel1Wertungsrverfah,ren 
dem Geridllt zu üherlaJss'eU1', tl"ifft ,die .in Z. 2 
bezeichn,ete Vollstreckungsbehörde. 

5. A'ls Exekutionscirel kommen neben den in 
§ 4 ig,ena:nruten Rücks,tlandlSla'Ulsweisen aIU,ch noch 
Zahlung'slaukräge irrt Betr3Jcht, ,die mit der Bestä­
tigurug der Volhtreckbar~'eit vel1Sehen s.md. 

6. Di'ezugUl!1~ten mehrerer Ahg,abeng:äuhi,ger 
[Aoo. (1)] :bei der g,;flichen VoJW9treckUlng~hand­
hl'll'g begrünJdetien Pfanldrechte stehen im Rlang 
~nander gl,eich. Die :KOIS'tIeI!1 .der Verwahrung s.ind 
von ,allen. Ahig1abeng'läu>big'er:n ruach de:m V,erhält­
nis ihrer volLstr,eckbaren ~hglaihenfol1derul!1gen :zu 

. tr3Jgen.. Ein Verk;aufrerlölS ]Slt l1Ia:ch de:m Rang der 
Pfarudrechte zu vierwerud1eill. 

III. HAUPTSTüCK. 
Zusammentreffen mehrerer nichtgerichtlicher 

Vollstreckungen. 
1. TElL. 

Allgemeine Grundsätze. 

§ 84. Trifft eine finall1iibehördilÜJche VoJ:l­
s,treckUing 1m Sinn des I. 'und II. Tei,l'eis1 des n: 
Ha:upnsotückes mit e~nJeraruderen llJimtg.ericht­
lichen VOoLLstreckung ZUISIammen, sO geltM dre fOoI­
genden. Bes.timmungen. 
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H. TEIL. 

Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen. 

§ 85. (1) Die Pfändtullllg erfoi!Jg.c ,durch dao 
FillllaJl1.2amt Ooder ,die andere nlichtge:richrtliche Voll­
strecku[JJ~sbehöl"de 'gJetreumt na.ch dein hiefür gel­
tend.en VOl1S.chrlI ten. 

(2) Sowe]t .aaJS Fin,aruz,amt und di,e ,a;ndere Voll­
st,reckungsbehörde [Ahts. .( 1 )] ,Mcht e1ruel!ruder.e 
Verein harung 'treff,en, führt jene V o11s<treckurugls­
hehör.de ,die Verwernumg ,dJu,rch, die da~ Venwer-
tun'gJsiVerf,ahren laLS ,el'lSlte an'gool1dnet hat. ' 

(3) Bei der Verwendung desV,erkaufserlöses 
durch ,das Finan21amt [odJi.e ander,e VoIl1streckungs­
behörde, Ahs. {1)] sind ,di,e Pf'antd;r,echt;e .~n de:m 
im Vo:,ls,treckungsVlerflahl1en ibegJründeten Ra;ng zu 
berücks.icl1:cig:en . 

(4) Die näiheren Sesltimmunlgen zu doo' Albs. (1) 
ibis (3) wel"den, ,dUlrCh Verordiruun,g getroffen. 

III. 1iEIIL. 

Vollstreckung auf grundbücherlich nicht sicher­
gestellte Ge1dforderungen und auf Ansprüche 
auf Herausgabe und Leistung beweglicher körper-

licher Sachen. . 

§ 86. (1) Die P,f.ä.ndUllllg. erfoLgt du·rch ,dias 
Finanzamt oder die andere VolLstreckungsbehörde 
[§ 85, Abs. Cl)] getrennt nach den hiefü,r gelten­
den Vonschriften. 

-(2) Insoweit et:ne FOlld!erurug zua:- E'inrLicltU!filg 
cilmenn G:äruJMglCr üJb.erwiesen WUll"d/e, .i'St e:lJ1ie 
neu~rliche überwciSlung ,an ,einen .anderen Gläuhi­
'ger U'nls.tattthak 

(3) Die niiJheren Bes:tlimmunJgen zu ·dlen Abs. (1) 
Ulnd (2) wel"den ,dUirch VellordiJ1lu11ig getroffen. 

IV. HAUPTSTüCK. 
Übergangs- und Schluß bestimmungen. 

§ 87. Die Verwertung steuerpflichtiger Erzeug­
nisse und zollpflichtiger Waren, die für ein,e Ab­
gaben.schuld (für .den Zoll) haften, hat unter 
s.innge:mäßer Anwendung der Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes über die Verwertung gepfän deter 
beweglicher körperHcher S.achen zu erfolgen. 
§ 90, Abs. (2), des Zollgesetzes bleibt unberührt . 

§ 88. Die im Zeitpunkt des Wirksamkeits­
beginnes ,d:ie~ Bulrudeslgesetzes :aI11ihä.n~:!gen V 0'1[­
streckulrigsve~fahren simd nach .den V orschrilften 
dieses SuulcLesgesetzes weiter zu !führen. 

§ 89. (1) Mit dem Wirksamkei.t6heginn ,dieses 
Bundesgesetzes werden aufgehoben 

\. 

1. die nachdem 13. März 1938 eingeführten 
rei,chsrechtl:trchen Vort'l,chrif,ten ü1ber ,dias Ver­
fahren zur Ei-nbringung und Sicherung von Ab-
gaben, inJSlbesündere. . 

a) die §§ 325 bis 380 der Abgabenordnung 
vom 22. Mai 1931, Deuts.chres R. G. BI. I 
S. 161; . 
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. h) ,dJie Vel'1ol1diruUil1lg Ü1ber ,dIi,e Kosten des 
Maihn- ,und ZW3lI1igSiVlenf,aihrens na,ch ,dier 
Reichs,albgalOOnol100oog vom 21. Apri~ 1923, 
Deunsches R.G.Sl. I S. 259,:in ,der ,cL'wrch 
ArtIiJkeil XVI, § 2, ,der Zwe1ten Steueroll!ot­
verol1dnnl11lg vom 19. Dezember 1923, 
Deuts,ches R. G. BIl:. I S. 1205, un,d

' 
durch 

die V,erordnungen vom 22. November 1924, 
Deu.1JS,ches R. G. 'BI. I S. 755, vom 5." No­
vember 1925, DeutsdlJes R. G. BI. I S. 387, 
und vom 12. JuLi 1941, Deut5chesR.G.Bl. 
I S.385, g,eärrlderten fiassung; 

c) :die Beitreibungsordnung vom 23. Juni 
1923, ~eichSlffiinli~eriallbl.att S. 595. 

d) die GeschM'.tsanweisung &ür die Vollzie­
hU11Igsibeaantetn. ,der ReichsMainzverwa!lnUllllg 
vom 31. Okudber 1932, ReIchsm'ilIl~terUa;1-
1b1a;tt S. 696. 

2. \ ,die l'andoes:t"ech:t1ich:en Voucs,chriften, die bei 
den durch eigene Orga;ne der iLänder, der Stadt 
Wien, der Gemeindeverbände und der Gemeinden 
eingcllobe11len Ab~aben dieser KöirpoerS1Chaf'ten 

das bei ,der Einhringrung und Sichel1ung einzu­
haJtende Verfahren regeLn, 

(2) Soweit ,di,e das Arbg,abenlitnfverfahren 
!l1egemden Vorsch'riften oder Abgabenol'dnung auf 
Be6timmu11Igen Bezug nehmen, die gemäß Abs. (1), 
Z. 1, ,au'fgehoben wel'oden, sind die a:n deren Stdle 
tretenden Bestimmungen di,eses Bund~gesetze6 
künfti<g :auch ~m A:bgahenstrafverfiahren anzu­
wenden. 

§ 90. (1) Der: Zeitpunkt des InkrafttreJens der 
§§ 1 bis 89 ,di,eses Bimdesgesetz,es wird durch 
Verordnung des' Bundesmini<steriuffiS .für Finanzen 
bestimmt. 

(2) Die J)~r,chführungsvorSichriften können 
von dem der Kundmachung .die'ses Bundesgesetzes 
folgenden T:ag' an er1as~n werden; <sie treten 
frühestens in cl,em gemäß Abs. (1) ,durch Ver­
or.dnung zu bestimmenden Zeitpunkt in Kra:ft. 

§ 91. Mit der Vollziehung dIeses Bundes'­
o-esetzes ast das Bund·esmrinisterirum für F:in.a:nzen 
im Eiu1Yerneh~el1 mit .den Bundesministenlen für 
Inneres und für Justiz hetroaut. 
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Minderheitsantrag 

zu I: Abgabeneinhebungsgesetz. 
1. § 9, Abs. (3), hat zu lauten: ,,(3) Der Säum­

niszuschlag beträgt 3 % des nicht zeitgerecht ent­
richteten Abgabenbetrages. Dieser wird zur Be­
rechnung des Säumniszuschlages nach unten auf 
des nächsten durch zehn teilbaren Schillingbetrag 
abgerundet. " 

2. § 9, Abs. (4), hat zu lauten: ,,(4) Wenn eine 
Abgabenschuldigkeit nicht bis zum Ablauf eines 
halben Jahres nach dem Fälligkeitstag bezahlt 
wird, erhöht sich das Ausmaß des Säumnis­
zuschlages auf 6 %. War bei Ablauf der halo-

j;ihrigen Frist eine Stundungs(Raten)bewilligtmg 
in Kraft, so tritt die Erhöhung des Zuschlages 
~uf 6 % ein, wenn die.Abgabenschuldigkeit nicht 
m dem der Stundungsbewilligung entsprechenden 
Zeitpunkt bezahlt oder wenn' eine Rate nicht 
fristgerecht abgestattet wird. Die Erhöhung des 
Zuschlages ist jeweils von der·· gemäß Abs. (3) 
abgerundeten Abgabenschuldigkeit zu berechnen, 
die in dem für den Eintritt der Erhöhung ma{~­
gebenden Zeitpunkt unberichtigt aushaftet." , 

Horn Dr. Häuslmayer Ferdinanda Floßmann 
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